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Das Thema Nachhaltigkeit hat Konjunktur. 
Auch bei der Wahl des Arbeitgebers ist es 

für viele Menschen relevant. Sie wollen lieber 
für Firmen tätig sein, die schonend mit Res-
sourcen umgehen, insgesamt nachhaltig 
agieren oder sich im Rahmen von Sponsoring 
für eine „bessere Welt“ einsetzen. 

Gerade jüngeren Menschen sind diese Dinge 
wichtig, wie eine aktuelle Grafik von Nielsen 
zeigt. Demnach ist über die Hälfte der Men-
schen, die bevorzugt für nachhaltige Unter-
nehmen arbeiten wollen, unter 35 Jahre alt. 
Über 50 Jahre ist hingegen weniger als ein 
Fünftel der Menschen, die dies für sich beja-
hen. Es ist also vor allem eine Altersfrage – 
Nachhaltigkeit ist gerade für die Jungen von 
Bedeutung.

Das Ergebnis zeigt, wie dringlich es für Un-
ternehmen ist, sich als nachhaltiges und ver-
antwortungsvoll handelndes Unternehmen 

zu positionieren. Verantwortung ist zum Er-
folgsfaktor geworden, wenn es darum geht, 
High Potentials und junge Menschen insge-
samt in Zeiten des demographischen Wan-
dels für sich zu gewinnen. Und der Wettbe-
werb um die Besten hat gerade erst richtig 
begonnen.

Wir sind in diesem Heft einmal der Frage 
nachgegangen, auf welche Weise Forschung 
und Bildung dem Wunsch nach mehr Nach-
haltigkeit gerecht werden können. Ist unser 
Bildungssystem dafür ausgestattet, dem An-
spruch der Auszubildenden und Studierenden 
gerecht zu werden? 

Für Bildungsministerin Johanna Wanka  muss 
Bildung, um zu einer nachhaltigen Entwick-
lung beizutragen, in einem ersten Schritt 
Wissen vermitteln über zentrale Herausfor-
derungen der Nachhaltigkeit. Dazu gehören 
der Klima- und der demographische Wandel 

oder die Gefährdung der Bio-
diversität. In einem zweiten 
Schritt muss aus Wissen 
dann Handeln werden. Sie 
weist in unserem Interview 
darauf hin, dass ihr Haus die 
UN-Dekade „Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“ mit 
der Etablierung von Organisationsstrukturen, 
entsprechender Forschungsförderung und 
der Finanzierung von Projekten erfolgreich 
umgesetzt hat. Wanka: „Für den nachhalti-
gen Umbau unserer Gesellschaft ist die Rolle 
der Forschung nicht zu überschätzen“. Das 
habe auch der „Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU)“ festgestellt. 

Dass es bis zur Entwicklung einer zukunftsfä-
higen Bildung aber noch ein weiter Weg ist, 
belegt der Hochschulbildungsreport von Stif-
terverband und McKinsey. „Ziele verfehlt“ 

überschreiben die Autoren die 
Ausgabe 2014:  

„Keines der sechs Handlungs-
felder, auf denen der Index 
Fortschritte in der Hochschul-
bildung misst, erreichte die 
notwendigen 20 Punkte. Die 

größten Verbesserungen wurden auf dem 
Feld der Internationalisierung (15 Punkte) 
und bei der Chancengerechtigkeit (14 Punk-
te) erzielt. Besorgniserregend schlecht 
schneidet die Lehrer-Bildung ab“. Es scheint 
so, als ob trotz aller Fortschritte noch viel zu 
tun bliebe.

Aus Wissen muss Handeln werden
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Ohne Verantwortung kein gesellschaftlicher Fortschritt
Bildung befähigt zur eigenverantwortlichen Gestaltung von Gegenwart und Zukunft
Interview mit Professor Dr. Johanna Wanka, Bundesministerin für Bildung und Forschung

Globale Trends wie Klimawandel, Megacitys, 
nachhaltige Mobilität stehen weltweit auf 
der Tagesordnung. Welchen Beitrag können 
Forschung und Bildung dazu leisten?

Wissenschaftliche Durchbrüche und innova-
tive Lösungen sind die treibende Kraft unse-
res Wohlstandes und unserer Lebensqualität. 
Ein Beispiel: Derzeit reicht die gesamte Spei-
cherkapazität von elektrischer Energie in 
Deutschland noch nicht einmal für eine 
Stunde. Das macht deutlich: ohne Forschung 
keine Energiewende. Erst durch Forschung 
wird es möglich, kreative Antworten auf die 
drängenden Herausforderungen unserer Zeit 
zu finden. Ganz gleich ob nachhaltige Stadt-
entwicklung, umweltfreundliche Energie oder 

individualisierte Medizin: ohne Innovationen 
kein gesellschaftlicher Fortschritt. Mit der 
Hightech-Strategie haben wir als Bundesre-
gierung einen strategischen Ansatz umge-
setzt, um die Kräfte all dieser Akteure zu 
bündeln und Investitionen auszubauen. 
Deutschland steht im weltweiten Vergleich 
bereits auf Platz 1 beim Export von for-
schungsintensiven Hightechgütern. Mit der 
Weiterentwicklung der Hightech-Strategie, 
die wir bald vorstellen werden, wollen wir 
dafür sorgen, dass Deutschland auch in Zu-
kunft solche Spitzenleistungen erbringt.

Zur Bewältigung solcher Herausforderungen 
benötigen wir noch einen gesellschaftlichen 
Bewusstseinswandel. Was kann Bildung dazu 
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beitragen? Kann die Bundesregierung dies 
durch konkrete Maßnahmen vorantreiben? 

„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ ver-
mittelt in einem ersten Schritt Wissen über 
zentrale Herausforderungen der Nachhaltig-
keit. Dazu gehören etwa der Klima- und der 
demographische Wandel oder die Gefähr-
dung der Biodiversität. In einem zweiten 
Schritt befähigt diese Bildung zu der eigen-
verantwortlichen Gestaltung von Gegenwart 
und Zukunft. Dadurch wird aus Wissen Han-
deln. Ganz konkret hat das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung in den Jahren 
2005–2014 als federführendes Ressort die 
UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung“ mit der Etablierung von Organisa-

tionsstrukturen, entsprechender Forschungs-
förderung und mit der Finanzierung und 
Auszeichnung vorbildlicher Bildungsinitiati-
ven erfolgreich umgesetzt. 

Wo sehen Sie Deutschland im internationa-
len Vergleich, wenn es um das Thema Ver-
antwortung für Umwelt und Gesellschaft 
geht?  

Deutschland ist eine der führenden Wirt-
schaftsnationen der Welt. Daraus leitet sich 
auch unsere große Verantwortung für die 
Umwelt ab. Die nehmen wir wahr, indem wir 
die Chancen für die Forschung ständig ver-
bessern. Hier erdenken Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler Lösungen für glo-

bale Herausforderungen. Das geschieht 
praktisch, indem sie einen wichtigen Beitrag 
zur Energiewende leisten. Das schließt die 
nachhaltige Umstellung der Versorgung auf 
erneuerbare Quellen ein und verlangt glei-
chermaßen technische und soziale Konzep-
te. Wichtig ist mir, dass wir angesichts der 
großen Herausforderungen die ganze Ge-
sellschaft bei den Entwicklungen mitneh-
men müssen. Gerade an diesem Punkt sehe 
ich noch Luft nach oben.

Der Industriestandort Deutschland ist in 
besonderem Maße abhängig von exzellen-
ter Forschungs- und Entwicklungsarbeit. 
Wie kann der Transfer in die Unternehmen 
gelingen?  

Unternehmen und Wissenschaft kooperieren 
immer frühzeitiger und intensiver – mit 
Mehrwert für beide Seiten. Ein Bereich, um 
den wir uns stärker bemühen müssen, ist die 
sogenannte vorwettbewerbliche Phase, in der 
Forschungsergebnisse noch zu weit vom 
Markt entfernt sind. Ein Beispiel, wie das ge-
lingen kann, ist die Förderinitiative „For-
schungscampus“. Mit dieser Maßnahme ge-
ben wir einen Anreiz für einen neuen Typ 
gemeinsamer Forschungsstrukturen. In dem 
Forschungscampus arbeiten Partner aus Wis-
senschaft und Wirtschaft „unter einem Dach“ 
über einen längeren Zeitraum von bis zu 15 
Jahren an Zukunftsthemen wie Gesundheit, 
Energieversorgung und Mobilität zusammen 
– und widmen sich dabei ihrem Thema von 
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der grundlegenden Fragestellung bis zur An-
wendungsorientierung. Ein anderes Beispiel 
ist der Spitzencluster-Wettbewerb des BMBF, 
mit dem wir  Forschung, Unternehmen und 
weitere Akteure einer Region dazu angeregt 
haben, sich zu leistungsfähigen Clustern zu-
sammenzuschließen, die auf ihrem Gebiet 
zur internationalen Spitzengruppe gehören. 
Auch themenbezogen steht der Transfer in 
die Unternehmen im Fokus: So spielen stand-
ortspezifische Stärken und der Bedarf der 
deutschen Industrie im Bereich der Mikro-
elektronikförderung eine Rolle, wie das gera-
de von der Bundesregierung veröffentlichte 
Positionspapier zur Mikroelektronik zeigt.

Die Umsetzung nachhaltiger Konzepte erfor-
dert auch immer gesellschaftliche Verände-
rung, egal ob es um Ressourcenschonung, 
die Energiewende oder Mobilität geht. Wel-
che Rolle können Bildung und Forschung 

spielen, wenn es um die Gestaltung einer 
nachhaltigen und verantwortungsbewussten 
Gesellschaft geht? 

Für den nachhaltigen Umbau unserer Gesell-
schaft ist die Rolle der Forschung nicht zu 
überschätzen. Das hat so auch der Wissen-
schaftliche Beirat der Bundesregierung  Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) festgestellt. Er 
fordert dabei mehr Zusammenwirken von Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft und setzt dafür 
auf die transformative Wissenschaft, also eine 
Wissenschaft, bei der die Zivilgesellschaft be-
reits an der Festlegung von Forschungsthemen 
und -zielen beteiligt ist. Das leisten wir mit un-
seren Agendaprozessen, in denen wir neue For-
schungsprogramme entwickeln. Ich bin davon 
überzeugt: Die Menschen werden die Bedeu-
tung der Forschung noch mehr wertschätzen 
können, wenn sie an deren Entwicklung von 
Anfang an beteiligt sind.

Kann Deutschland auf dem Gebiet der Ener-
giewende zum internationalen Vorreiter 
neuer Technologien werden, und welche 
Maßnahmen und Ziele haben Sie in Ihrem 
Ressort definiert? 

Es gibt kein anderes wissenschaftlich-gesell-
schaftliches Projekt, das wie die Energiewen-
de im Ausland solche Aufmerksamkeit 
 erfährt. Sie ist damit auch ein Fortschritts-
motor für den Standort Deutschland. Wir ha-
ben verbindlich vereinbart, dass bis 2050 der 
Strom in Deutschland zu 80 Prozent aus er-
neuerbaren Quellen kommt. Das setzt zu-
kunftsfähige Stromnetz- und Energiespei-
chertechnologien voraus. Deren Erforschung 
und Erprobung fördert die Bundesregierung 
mit rund 350 Millionen Euro. Neben intelli-
genten Verteilnetzen stehen Arbeiten an 
kurz- und langfristigen Speichern wie Me-
tall-Luft-Batterien oder Wasserstoffspeicher 

im Fokus. So eröffnen wir deutschen Unter-
nehmen neue Exportchancen und stärken 
unsere Position im internationalen Wettbe-
werb.

Viele Menschen haben Angst vor der digita-
len Gesellschaft. Das Ministerium hat das 
Jahr 2014 daher unter das Motto „Digitale 
Gesellschaft“ gestellt und setzt auf Aufklä-
rung und Dialog. Welche Möglichkeiten ha-
ben Wissenschaft und Forschung, an einer 
verantwortungsvollen Gestaltung der digita-
len Gesellschaft mitzuwirken? 

Wir haben das Wissenschaftsjahr 2014 der 
digitalen Gesellschaft gewidmet, weil die Di-
gitalisierung unseren Alltag prägt und digita-
le Technologien in nahezu allen gesellschaft-
lichen Bereichen die Grundlage neuer 
Entwicklungen bilden. Wir wollen hinterfra-
gen, wie wir uns durch die Digitalisierung als 
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Einzelne und als Gesellschaft verändern. Das 
Wissenschaftsjahr möchte einen Beitrag 
dazu leisten, dass Wissenschaftler und Exper-
ten miteinander und mit den Bürgern über 
diese Frage reden. Viele Projekte und Veran-
staltungen im Wissenschaftsjahr sind inter-
disziplinär angelegt, so dass sich zum Bei-
spiel Informatiker mit Psychologen oder 
Sozialwissenschaftlern auseinandersetzen 
und Chancen ebenso wie Probleme der Digi-
talisierung aus unterschiedlicher Perspektive 
betrachten. 

Deutschland benötigt als Voraussetzung für 
Innovationen Wissenschaftler und Akademi-
ker. Wie wollen Sie den demographischen 
Wandel bewältigen? 

Deutschland ist ein offenes Land mit viel 
Mobilität. Es ist gut, wenn unsere Wissen-
schaftler Erfahrungen anderswo sammeln, 

und es ist gut, wenn mehr ausländische Stu-
dierende und Wissenschaftler mit ihren Ideen 
zu uns kommen. Nachdem wir in den neunzi-
ger Jahren noch Schwierigkeiten hatten, 
Wissenschaftler und Studierende aus dem 
Ausland für uns zu gewinnen, ist Deutsch-
land heute attraktiv für kluge Köpfe aus aller 
Welt: Deutschland ist nach den USA und 
Großbritannien weltweit das beliebteste 
Gastland für Studierende. Und nie hatten wir 
so viele ausländische Studierende wie heute, 
auch die Zahl ausländischer Wissenschaftler 
steigt weiter. Zudem liegt die Studienanfän-
gerquote seit 2011 bei über 50 Prozent. Die 
neueste Prognose der Kultusministerkonfe-
renz hat deutlich gemacht, dass mit einem 
starken Rückgang auch bis 2025 nicht zu 
rechnen ist. Wir haben auf die hohe Nachfra-
ge nach Hochschulbildung mit einer Aufsto-
ckung des Hochschulpaktes reagiert. Der de-
mographische Wandel bedeutet auch im 

Bereich der individuellen Bildung einen Um-
bruch. Bildung und Ausbildung müssen den 
Grundstein für lebenslanges Lernen legen. 

Könnten Unternehmen mit dualen Ausbil-
dungsgängen oder aber privat finanzierte 
Hochschulen hier eine sinnvolle Ergänzung 
sein, die noch ausgebaut werden sollte?

 Die Interessen, Fähigkeiten und Erwartungen 
der Studierenden sind vielfältig und bedürfen 
eines ebenso vielfältigen Studienangebots. 
Dazu tragen auch privat finanzierte Hoch-
schulen bei. Ein Studium in dualer Form ist 
für Studieninteressierte durch die Ausbil-
dungsvergütung und den starken Praxisbe-
zug sowie die häufig sehr guten Übernahme-
aussichten attraktiv. Die Stärkung des dualen 
Studiums könnte langfristig zu einem Profil-
merkmal von Hochschulen mit einem außer-
ordentlichen Fokus auf Beschäftigungsfähig-

keit und Praxiskompetenz in Kombination 
mit akademischer Leistungsfähigkeit werden. 
Besondere Chancen bieten sich den Fach-
hochschulen, dieses expandierende Feld zu 
entwickeln.

Die Fragen stellte Gabriele Kalt.
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Unser Wohlstand ist auf Wissen gebaut. Es 
ist ein ausgesprochen solides Fundament. 

Deutschland steht in schwierigen Zeiten ver-
gleichsweise gut da. Das ist nur möglich, weil 
Politik und Wirtschaft nie nachgelassen haben, 
in Bildung und Wissenschaft zu investieren. 
Nun kommt es darauf an, diese Erfolge fortzu-
schreiben – immer mit dem Ziel vor Augen, den 
Kampf um die besten Köpfe zu gewinnen und 
dem drohenden Fachkräftemangel zu begeg-
nen, um so den Wissenschaftsstandort 
Deutschland zu sichern.

In komplexen, arbeitsteiligen Gesellschaften 
entscheidet der Bildungsgrad der Bürger zu 
einem erheblichen Teil mit, welcher Wohl-
stand und welche Lebensqualität von ihnen 

überhaupt erreicht oder gehalten werden 
können. In entwickelten Ländern entsteht 
wirtschaftliches Wachstum fast ausschließ-
lich durch Innovationen – egal ob technolo-
gischer oder kultureller Art. Und je gebildeter 
die Bevölkerung einer Gesellschaft ist, desto 
innovativer kann sie erfinden, entwickeln und 
entdecken. 

Die Konsequenz: Ein Land, das bei der Lese-
kompetenz seiner Kinder um nur 1 Prozent 
besser abschneidet als der internationale 
Durchschnitt, erreicht laut OECD eine um 2,5 
Prozent höhere Arbeitsproduktivität. Sie ist 
die ökonomische Basis für wachsenden 
Wohlstand. Deutsche Bank Research hat in 
diesem Kontext untersucht, wie sich das Wis-

sen und die Fähigkeiten der Menschen auf 
die Leistung einer Volkswirtschaft auswirken. 
Ihr Fazit: Die Mittelmäßigkeit an deutschen 
Schulen ist dafür mitverantwortlich zu ma-
chen, dass das durchschnittliche Wirtschafts-
wachstum seit den siebziger Jahren schwä-
cher geworden ist. 

Immer noch bleibt ein nicht unerheblicher 
Teil der Bürger in unserem Land von der ho-
hen Lebensqualität, die wir mit Begriffen wie 
„Wohlstand“ oder „Bildung“ verbinden, abge-
schnitten. Immer noch verlassen doppelt so 
viele ausländische wie deutsche Schüler jedes 
Jahr ihre Schule ohne Abschluss. Laut PISA-
Studie ist die Schulsituation für Ausländer-
kinder der zweiten Generation in keinem an-

deren Industriestaat so problematisch wie in 
Deutschland. Viele dieser sogenannten Bil-
dungsverlierer sind begabt, auch für die für 
Industrie und Forschung so wichtigen MINT-
Fächer, also für Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaft und Technik. Doch allein die 
fremdsprachige Umgebung in der eigenen 
Herkunftsfamilie  verursacht bei Kindern aus 
bildungsfernen Einwandererfamilien einen 
Rückstand von eineinhalb Schuljahren. 

Solange sich also an dieser Stelle nichts än-
dert, werden weiterhin Jahr für Jahr viele be-
gabte Jugendliche aus bildungsfernen 
Schichten in einer unterqualifizierten Tätig-
keit „geparkt“, in einer Tätigkeit, die ihnen 
kaum Perspektiven bietet und sie unterfor-

Unser Wohlstand ist auf Wissen gebaut
Bildungsinitiative des Stifterverbandes konzentriert sich auf sechs Handlungsfelder – Ziele sollen bis 2020 erreicht werden

Von Professor Dr. Andreas Schlüter
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dert – vorausgesetzt, sie können sich über-
haupt für eine Art Ausbildung qualifizieren. 
Und vor dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels ist dieser Missstand nur eine der 
vielen Herausforderungen im Bildungssektor, 
denen wir uns insgesamt stellen müssen, 
wenn wir auch in Zukunft im internationalen 
Wettbewerb weiter bestehen wollen. 

Die soziale Herkunft darf nicht zum entschei-
denden Faktor für ein gelungenes Leben in 
Deutschland werden. Das wäre nicht nur un-
gerecht, sondern fatal: Gute Bildungschan-
cen quer durch alle Bereiche der Bevölkerung 
zu etablieren ist im 21. Jahrhundert längst 
zur entscheidenden Stellgröße für wirt-
schaftlichen Wohlstand und übrigens auch 

für die zukünftige Finanzierbarkeit unserer 
sozialen Sicherungssysteme geworden. Es 
wäre unverantwortlich, die Bedeutung von 
Bildung für unser Land ohne diese wirt-
schaftliche Dimension denken zu wollen. 
Auch deswegen engagieren sich übrigens im-
mer mehr Unternehmer in Bildungsangele-
genheiten. 

Wir können die großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
nur gemeinsam bewältigen: im Schulter-
schluss von Politik, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft. Aus diesem Verständnis heraus hat 
der Stifterverband, der von der Wirtschaft 
getragen wird und unter seinem Dach 600 
Stiftungen mit einem Vermögen von 2,5 Mil-

liarden Euro versammelt, seine Bildungsiniti-
ative gestartet.  Damit wollen wir einen Bei-
trag dazu leisten, dass die Debatte um eine 
bessere Bildung in Deutschland in den kom-
menden Jahren wieder mehr Richtung und 
Substanz bekommt. 

Die Bildungsinitiative konzentriert sich auf 
sechs Handlungsfelder, auf denen wir be-
reits zum Teil seit Jahren förderpolitisch tä-
tig sind – auch weil wir diese Felder als ent-
scheidende Stellschrauben für eine bessere 
Bildung im Land einschätzen: zum Beispiel 
die MINT-Bildung, die Lehrerbildung und 
das wichtige Thema chancengerechte Bil-
dung. Jedes dieser Handlungsfelder ist mit 
quantitativen Zielen versehen, die bis 2020 

erreicht werden sollen. Wir belassen es aber 
nicht bei der Analyse, sondern engagieren 
uns auch ganz konkret für Veränderungen. 
Dafür haben wir in den sechs Handlungsfel-
dern eigene Initiativen gestartet und gewin-
nen immer neue Stiftungen, Unternehmen 
und öffentliche Einrichtungen sowie Minis-
terien für Programmpartnerschaften und 
Förderprogramme. 

Was ist zu tun? Die Bildung in Schulen und 
Hochschulen muss durchlässiger und flexib-
ler gestaltet werden. Es darf kein Kind – ob 
mit Migrationshintergrund oder aus einer 
Arbeiterfamilie – auf dem Bildungsweg ver-
lorengehen. Eine gezielte Förderung versucht 
dies zu verhindern. Eine Grundlage dafür ist, 
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dass auch der Lehrerberuf wieder attraktiver 
wird. Wie wollen wir die zukünftig besten 
Köpfe ausbilden, wenn die momentan besten 
Köpfe nicht in den Lehrerberuf einsteigen 
wollen, weil sie ihre Karrierechancen woan-
ders sehen? 

Für ausgebildete Fachkräfte „made in Ger-
many“ darf ein Auslandsaufenthalt in Zu-
kunft kein „Nice-to-have“ mehr sein, sondern 
muss sich zu einem „Must-have“ entwickeln. 
Aber nicht nur die Internationalisierung der 
Lehre ist ein wichtiges Fundament für den 
Wissenschaftsstandort Deutschland, auch die 
Digitalisierung muss intensiver in die Lehre 
integriert werden. 

Darüber hinaus können wir den Standort 
Deutschland nur stärken, indem wir den 
Nachwuchs in den MINT-Fächern besonders 
fördern. Eine Fachkräftelücke droht vor allem 
in den technischen Bereichen, wie Maschi-
nenbau, Elektrotechnik, Bauingenieurwesen 
und Informatik. Hier brauchen wir mehr Stu-
dierende ebenso wie beim dualen Studium. 
Die Möglichkeit, ein Hochschulstudium mit 
einer praktischen Ausbildung in einem Be-
trieb zu kombinieren, gilt weltweit als nach-
ahmenswert, wird in Deutschland aber noch 
zu wenig genutzt.

Für diese großen Herausforderungen brau-
chen deutsche Schulen und Hochschulen fi-
nanzielle Sicherheit. Hier gibt es akuten 

Handlungsbedarf. Drei bedeutsame staatliche 
Förderprogramme laufen in naher Zukunft 
aus: der Hochschulpakt, der Pakt für For-
schung und Innovation und die Exzellenzini-
tiative. Die Bundesregierung hat angekün-
digt, diese Programme fortzuschreiben – ein 
richtiges und wichtiges Signal für den Stand-
ort Deutschland.

Neben der Drittmittelfinanzierung ist aber 
eine solide Grundfinanzierung noch viel 
wichtiger, um den Bildungseinrichtungen 
eine höhere Planungssicherheit zu geben. 
Dafür muss das längst überfällige Kooperati-
onsverbot aufgehoben werden. So hätte der 
Bund die Möglichkeit, Schulen und Hoch-
schulen direkt und langfristig zu fördern. 



// 13 

Ausgabe 3-2014 // Schwerpunkt

Denn nur mit einer ausgezeichneten Bildung 
und mit einer exzellenten Wissenschaft kann 
Deutschland seine Position als einer der at-
traktivsten Standorte für Forschung und Inno-
vation weltweit halten. Im Jahr 2012 hat 
Deutschland rund 80 Milliarden Euro für For-
schung und Entwicklung ausgegeben, das sind 
erstmals knapp 3 Prozent des Bruttoinlands-
produkts. Zwei Drittel davon kamen bereits 
aus der Wirtschaft, in der noch ein viel höhe-
res Potential ruht. Zusätzliche Forschungsim-
pulse könnten gefördert werden, wenn die seit 
Jahren geforderte erhöhte Absetzbarkeit von 
Forschungsinvestitionen der Unternehmen 
eingeführt würde. Vor allem mittelständische 
Unternehmen könnten es sich dann leisten, 
noch mehr in Forschung und Entwicklung zu 

investieren. Dann schaffte es Deutschland 
auch in den Schlüsseltechnologien an die 
Weltspitze. Die globalen Herausforderungen 
für die Zukunft hat der Bund mit seiner High-
Tech-Strategie vorgegeben: Klima und Energie, 
Gesundheit und Ernährung, Mobilität, Sicher-
heit und Kommunikation. Hier liegt die Zu-
kunft für Deutschland.

Wir leben heute in einer Wissensgesell-
schaft. Das macht den Standort Deutschland 
aus. Das macht unseren Wohlstand aus. Das 
bedeutet aber auch: Nur wenn wir auch 
künftig in Wissen investieren, können wir 
den Standort Deutschland sichern. Dass es 
uns heute so gut geht, ist der beste Beweis 
dafür, dass die These von Benjamin Franklin 

aus dem 18. Jahrhundert auch weiterhin gilt: 
„Eine Investition in Wissen bringt noch im-
mer die besten Zinsen.“ 

In den frühen zwanziger Jahren betonten 
Unternehmer wie Carl Duisberg, Friedrich 
von Siemens und andere die gemeinsame 
Verantwortung der Wirtschaft für die exzel-
lente Qualität von akademischer Wissen-
schaft und Forschung in Deutschland. Dies 
war die Geburtsstunde des Stifterverbandes. 
Heute engagieren sich Deutschlands Unter-
nehmen als Mitglieder im und über den Stif-
terverband im gesamten Bildungsbereich. 

Als gute Bürger ihrer Gesellschaft wirken die-
se Unternehmen – auch mit eigenen Aktivi-

täten und Stiftungen – an dauerhaft ange-
legten, strategisch ausgerichteten Lösungen 
für gesellschaftliche Probleme mit. Ebenso 
wie viele wohlhabende Bürger und Privatper-
sonen wollen sich Unternehmen konstruktiv 
einbringen und das Gefüge, in dem wir leben, 
mittragen und mitgestalten. Was dadurch 
gelingt, ist das gemeinsame Anheben der Le-
bensbedingungen durch Wohlstand in einer 
Gesellschaft, die dauerhaft innovativ und da-
mit stabil, gerecht und lebenswert ist.

Professor Dr. Andreas Schlüter ist Generalsekretär des 
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft.
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Sie haben Anfang Juni das Amt des Präsi-
denten der Max-Planck-Gesellschaft über-
nommen. Wie soll die künftige Ausrichtung 
der Gesellschaft aussehen?

Ich habe vor meinem Amtsantritt eine 
Vielzahl von Max-Planck-Instituten be-
sucht und kann daher nur sagen: Die 
Max-Planck-Gesellschaft ist gut aufge-
stellt! Meine Aufgabe in den kommenden 
Jahren wird es sein, unser Profil weiter zu 
schärfen und unsere internationale Wett-
bewerbsfähigkeit insbesondere bei der Re-
krutierung von Wissenschaftlern zu erhal-
ten. Ich werde mich aber auch verstärkt 
dafür einsetzen, die Entfaltungsmöglich-
keiten jüngerer Wissenschaftler zu stär-
ken. Im Alter zwischen 30 und 40 Jahren 
haben viele von ihnen ihre entscheiden-
den Durchbrüche – sie sollten sie bei uns 

machen. Und eines steht auch fest: Unse-
re Organisation muss weiblicher werden. 
Hier stehen wir in einem Wettbewerb mit 
deutschen und ausländischen Wirt-
schaftsunternehmen, in dem wir nur be-
stehen können, wenn wir den Frauen 
überzeugende Alternativen bieten.

Wie wichtig ist Grundlagenforschung für die 
Weiterentwicklung einer modernen Gesell-
schaft?

Ich möchte zunächst eines vorwegschicken: 
In meinen Augen gibt es keine Trennung 
zwischen Grundlagenforschung und ange-
wandter Forschung. Anwendung ist immer 
auch Teil der Grundlagenforschung. Wenn 
es einen Unterschied gibt, dann den zwi-
schen einer erkenntnisgetriebenen For-
schung, die frei ist von konkreten Anwen-

dungszielen, aber häufig zu Anwendungen 
führt, und einer bedarfsgetriebenen For-
schung, die sich an konkreten Zielvorgaben 
orientiert. Das große Potential einer er-
kenntnisgetriebenen Forschung liegt darin, 
dass sie vollkommen neue Gebiete er-
schließt und ungeahnte Ansätze eröffnet. 
Der Laser beispielsweise ist eine Entwick-
lung aus der Grundlagenforschung, für die 
es Anfang der sechziger Jahre noch über-
haupt keine Anwendung gab, heute ist es 
eine Schlüsseltechnologie. Oder nehmen Sie 
das Beispiel der „intelligenten Systeme“. Das 
sind lernende Systeme, die ihre Struktur und 
Eigenschaften so optimieren, dass sie auch 
in einer komplexen Umgebung erfolgreich 
agieren können. Am Max-Planck-Institut für 
Intelligente Systeme arbeiten Kognitions-
wissenschaftler zusammen mit Informati-
kern und Materialforschern. Diese For-

schung wird – davon können Sie ausgehen 
– wichtige Impulse für die Robotik liefern.

„Verantwortung Zukunft“ möchte Entschei-
der motivieren, verantwortliches Handeln 
als Erfolgsfaktor zu verstehen. Welchen Bei-
trag kann die Forschung dazu leisten?

Forschung sollte die Grundlage bereitstellen, 
auf der politische und wirtschaftliche Ent-
scheider die richtigen Schwerpunkte setzen 
können. Nehmen Sie das Thema des demo-
graphischen Wandels in unserer Gesellschaft: 
Wissenschaftsbasierte Analysen können Ent-
scheidungsgrundlagen liefern für die künfti-
ge Ausgestaltung unseres Rentensystems, für 
eine demographieorientierte Personalpolitik, 
Altersteilzeitkonzepte oder Fragen zur Zu-
wanderung von Arbeitnehmern aus dem 
Ausland. Oder das Thema der Eigenkapitali-

 „Wir brauchen das Engagement der Industrie“
Vielfalt und hohe Qualität deutscher Bildungseinrichtungen als Alleinstellungsmerkmal

Interview mit Professor Dr. Martin Stratmann, Präsident der Max-Planck-Gesellschaft (MPG)
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sierung von Banken. Hierzu gibt es profunde 
Untersuchungen aus dem Kreis der Finanz-
ökonomen. Aber wir müssen gerade in die-
sem Zusammenhang auch feststellen, dass 
Politik wissenschaftsbasierte Analysen nicht 
immer zur Genüge wahrnimmt. Dass dem 
Thema Nachhaltigkeit angesichts einer weiter 
wachsenden Weltbevölkerung und schwin-
dender Ressourcen auf unserem Planeten 
eine besondere Bedeutung zukommt, steht 
außer Frage.

Wie können die Erkenntnisse aus der Grund-
lagenforschung zur Anwendung geführt 
werden, um einen Beitrag zur Entwicklung 
nachhaltiger Technologien leisten zu kön-
nen?

Wir brauchen hier das Engagement von Sei-
ten der Industrie – und die Industrie muss 
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ein ureigenes Interesse daran haben, Er-
kenntnisse aus der Grundlagenforschung 
aufzugreifen, um neue, innovative Produkte 
zu entwickeln. Lassen Sie mich einige Bei-
spiele nennen: Am Max-Planck-Institut für 
Kohlenforschung in Mülheim beispielsweise 
haben die Kollegen Katalysatoren entwickelt, 
um Holzabfälle in nützliche chemische Ver-
bindungen zu verwandeln und diese dann als 
Energieträger zu nutzen. Angesichts der End-
lichkeit fossiler Rohstoffquellen ein interes-
santer Ansatz. Am Fritz-Haber-Institut in 
Berlin wiederum arbeiten Forscher daran, das 
Treibhausgas Kohlendioxid als chemischen 
Rohstoff einzusetzen und so aus der Atmo-
sphäre fernzuhalten. Hier gibt es bereits gro-
ßes Interesse von Seiten der Industrie. So hat 
die ThyssenKrupp AG mit Partnern aus For-
schung und Wirtschaft ein branchenüber-
greifendes Technologietransferprojekt initi-

iert, in dessen Mittelpunkt die Umwandlung 
von Prozessgasen aus der Stahlherstellung 
zu werthaltigen Chemikalien steht und das 
auf diesen grundlegenden Erkenntnissen 
aufbauen soll. 

Welche Verbindungen bestehen zwischen 
der Max-Planck-Gesellschaft und der Wirt-
schaft bzw. zu anderen Instituten, wie bei-
spielsweise der Fraunhofer-Gesellschaft?

Ich selbst komme aus einem Institut, dem 
Max-Planck-Institut für Eisenforschung, das 
zur Hälfte von der Industrie getragen wird 
und damit eine der größten Public Private 
Partnerships in Deutschland ist. Trotzdem 
sind und waren wir nie die verlängerte Werk-
bank der Industrie. Die Gründungsidee für 
unser Institut, das bereits Mitte der zwanzi-
ger Jahre entstand, kam von Seiten der deut-

schen Stahlindustrie und entstammte aus-
schließlich dem Kalkül, dass es ohne 
wissenschaftliche Pionierleistungen keine 
wirtschaftliche Zukunft geben kann. Die Be-
reitschaft der Industrie, in derartige Think 
Tanks zu investieren, ist heute leider äußerst 
gering. Dabei zeigen Beispiele wie die be-
rühmten Bell Labs in den USA, wie erfolg-
reich und profitabel das auch für die Indus-
trie sein kann.

Was die Fraunhofer-Gesellschaft anbelangt, 
so haben wir seit mehreren Jahren ein ge-
meinsames Forschungsprogramm. Die Zu-
sammenarbeit zwischen Max-Planck- und 
Fraunhofer-Instituten ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie man durch die Kombination von 
zwei Partnern mit sich ergänzenden Profilen 
in der Forschung einen echten Mehrwert 
schaffen kann. Wir werden diese Zusammen-

arbeit in den kommenden Jahren auf jeden 
Fall fortsetzen.

Um exzellente Wissenschaftler für sich zu 
gewinnen, muss auch die Sichtbarkeit und 
damit der Bekanntheitsgrad der einzelnen 
Institute erhöht werden. Welche Strategien 
verfolgen Sie hier?

In den vergangenen Jahren haben wir über 50 
Prozent unserer Direktoren aus dem Ausland 
berufen, viele von so exzellenten Einrichtun-
gen wie der Harvard University, dem California 
Institute of Technology, der Tokio University 
oder Oxford. Mit 17 Nobelpreisträgern seit 
1948 zählen wir zu den zehn Institutionen 
weltweit, die die meisten Nobelpreisträger in 
ihren Reihen haben. Auf die 20 Forschungs-
gruppenleiterstellen, die wir themenoffen aus-
schreiben, haben sich im vergangenen Jahr 
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Die Fachkonferenz für nachhaltige Stadtentwicklung.

Wann:  30. September 2014 
Wo: Bundesministerium für Verkehr und 
 digitale Infrastruktur (BMVI)
 Invalidenstraße 44, 10115 Berlin
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über 700 Nachwuchswissenschaftler aus der 
ganzen Welt beworben. Insofern mache ich 
mir um die Sichtbarkeit der Max-Planck-Ge-
sellschaft in der internationalen Scientific 
Community keine Sorgen. Aber wir sollten in 
Deutschland zur Kenntnis nehmen, dass der 
Bildungsmarkt globaler und die Studenten 
mobiler geworden sind. Junge Bachelor-Stu-
denten aus dem Ausland orientieren sich zu-
allererst an der Reputation von Universitäten 
beziehungsweise Forschungseinrichtungen. 
Nur: Unter den Top Ten im Shanghai-Ranking 
findet sich keine deutsche Institution. Wäre 
die Max-Planck-Gesellschaft eine Graduier-
tenuniversität, läge sie dort auf Platz 5.

Welche Rahmenbedingungen müssen ver-
bessert werden, damit sich die deutsche For-
schung im europäischen und internationalen 
Wettbewerb behaupten kann? 

Die deutsche Forschung ist international 
höchst sichtbar. Die Anstrengungen der ver-
gangenen Jahre haben Früchte getragen. 
Deutschland setzt auf eine sehr hochwertige 
und auch international anerkannte Ausbil-
dung in der Breite. Wir sollten die Vielfalt 
und die hohe Qualität deutscher Bildungs-
einrichtungen von Fachhochschulen bis hin 
zu international ausgewiesenen Universitä-
ten nicht geringschätzen, und wir sollten da-
ran unbedingt festhalten. Das ist unser Al-
leinstellungsmerkmal. Wir werden auch in 
Zukunft verstärkt in Bildung und Forschung 
investieren müssen. Den Umfang des nötigen 
Investments werden nicht wir, sondern unse-
re Konkurrenten bestimmen.

Die Fragen stellte Gabriele Kalt. 

Ausgabe 3-2014 // Im Gespräch
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Führungskräfte müssen sich permanent zwi-
schen unterschiedlichen Zielen entscheiden. 

Riskiere ich die Gewinnziele des Unternehmens, 
oder entlasse ich Mitarbeiter? Entwickeln wir 
wichtige Innovationen, oder optimieren wir das 
bestehende Portfolio? Wollen wir schnellere Ent-
scheidungen oder mehr Mitsprache im Unter-
nehmen? Den Entscheidern fehlen bei diesen 
Fragen immer Informationen, und meist gibt es 
kein eindeutiges Richtig oder Falsch. Dennoch 
sollen die Entscheidungen lange tragen und zum 
Erfolg führen, schließlich geht es um die Zukunft 
eines Unternehmens. 

Nachfragen statt Antworten geben

Die Fähigkeit, solche Entscheidungen zu tref-
fen, fördert das Projekt „Junge Vor!Denker“ 
der Eberhard von Kuenheim Stiftung der 
BMW AG und der „Akademie Kinder philoso-
phieren“ des Bildungswerks der Bayerischen 

Wirtschaft e.V. bereits bei den Entscheidern 
von morgen. Dabei philosophieren Kinder ab 
fünf Jahren über Grundfragen der Mensch-
heit: Kann man die Zukunft planen? Wie viel 
ist genug? Wo beginnt Technik? Erzieher und 
Lehrkräfte geben dabei keine Antworten vor 
– schließlich kennen sie selbst nicht die eine 
richtige, abschließende Antwort –, sondern 
sie fragen nach. Das philosophische Ge-
spräch unterscheidet sich dadurch vom so-
genannten „Ostereierlernen“, bei dem der Pä-
dagoge die Lösung versteckt und die Kinder 
45 Minuten lang danach suchen dürfen. 
Beim Philosophieren hingegen begeben sich 
die Pädagogen selbst mit auf die Suche. 

Für Pädagogen ist es oft neu, mit den Kindern 
ergebnisoffen zu arbeiten, denn sie wurden in 
erster Linie dazu ausgebildet, Wissen zu ver-
mitteln. In der Ausbildung „Junge Vor!Denker“ 
lernen sie deshalb Methoden und Haltungen 

philosophischer Gesprächsführung. Zum Bei-
spiel eröffnen Gedankenexperimente und Per-
spektivwechsel den Blick über den eigenen 
Horizont hinaus. Schon während der Ausbil-
dung philosophieren die Pädagogen mit den 
Kindern in ihrer Einrichtung. Der anschließen-
de Austausch mit den Kollegen über die ge-
wonnenen Erfahrungen hilft beim Transfer in 
die Praxis. Auch die Kinder lernen, das Ge-
spräch schrittweise selbst zu gestalten.

Das ergebnisoffene Philosophieren ist damit 
nur auf den ersten Blick ergebnislos: Die Kin-
der erleben die Wertschätzung unterschiedli-
cher Meinungen – der eigenen und derjeni-
gen anderer. Dies unterstützt sie dabei, die 
eigene Meinung zu verbalisieren, und regt sie 
– ganz ohne erhobenen Zeigefinger – zu-
gleich an, diese zu reflektieren und zu be-
gründen. Es fördert den Mut, selbst zu den-
ken und eigene Leitbilder zu hinterfragen. 

Gestaltungskompetenz für die  
Entscheider von morgen 

„Brauchen wir Regeln?“, fragt die Lehrerin. 
„Manchmal bestimmen auch wir. Aber die Er-
wachsenenregeln gelten mehr“, antwortet 
der achtjährige Tim und erntet Widerspruch 
von Pia. „Nein, stimmt nicht“, sagt sie, „es 
gelten die Regeln mehr, die besser passen.“ 
Teilnehmende Pädagogen beobachten bei 
den Kindern eine Stärkung der Sprech- und 
Dialogfähigkeit. „Junge Vor!Denker“ begrün-
den ihre Meinungen, beziehen sich stärker 
aufeinander und achten in ihrem Handeln 
auf die Folgen für ihr Umfeld. Zudem stärkt 
das Philosophieren ihr Selbst- und Wertebe-
wusstsein. 

Dies sind die Fähigkeiten, die Entscheider 
in einer vernetzten, globalen Welt im Ar-
beitsalltag brauchen. Die Pädagogikfor-

Wie wollen wir leben? 
Wenn Fünfjährige in Betriebskitas die großen Fragen der Menschheit für sich beantworten,  
kommen oft erstaunliche Einsichten heraus – die sie auf die Arbeitswelt der Zukunft vorbereiten.

Von Jacob Rohm
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schung fasst sie unter dem Begriff Gestal-
tungskompetenz zusammen: „Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“ soll Kindern ver-
mitteln, wie man Wissen aufbaut und dazu 
unterschiedliche Perspektiven integriert, 
wie man Entwicklungen vorausschauend 
analysiert und Risiken erkennt, wie man 
selbständig und mit anderen im Team plant 
und schließlich sich und andere zum Han-
deln motiviert. 

Das eigene Interesse  
an Nachhaltigkeit wecken

Wie kann man Kindern das wichtige Thema 
Nachhaltigkeit nahebringen – ohne Schre-
ckensszenarien, sondern mit Freude am Ge-
stalten der Zukunft? Diese Frage stand im 
Mittelpunkt, als 2010 die Eberhard von Kuen-
heim Stiftung und die „Akademie Kinder phi-
losophieren“ zusammen das Projekt „Junge 
Vor!Denker“ ins Leben riefen. 

Die Eberhard von Kuenheim Stiftung wurde 
von der BMW AG im Jahr 2000 zu Ehren ih-
res langjährigen Vorstands- und Aufsichts-
ratsvorsitzenden Eberhard von Kuenheim 
 gegründet. Sie hat den Auftrag, unternehme-
risches Denken und Handeln zu fördern – 
über den wirtschaftlichen Kontext hinaus. Sie 
entwickelt und erprobt mit ausgewählten 
Partnern neue Lösungsmodelle für aktuelle 
gesellschaftliche Fragestellungen. Die „Aka-
demie Kinder philosophieren“ versteht das 
Philosophieren als Kulturtechnik – vergleich-
bar dem Lesen und Schreiben. Sie arbeitet an 
der Verankerung des Philosophierens als Hal-
tung und Methodik im Bildungssystem. Dazu 
bietet sie Fortbildungen für pädagogische 
Fachkräfte an, die vom bayerischen Kultus-
ministerium als offizielle Fortbildungen aner-
kannt sind. 

Beide Partner machen in anderen Projekten 
auch Angebote für Unternehmen und Füh-

rungskräfte: Die Stiftung unterstützt Organi-
sationen in der „Initiative Verantwortung un-
ternehmen“ bei der Umsetzung nachhaltigen 
Wirtschaftens im Kerngeschäft. Die Akademie 
bietet mit „DENK!Wert“ philosophische Kom-
munikation für Unternehmen an. Wie bei 
„Junge Vor!Denker“ geht es hier mit Füh-
rungskräften um Wertefragen und neue Per-
spektiven zu Verantwortung und Miteinan-
der. 

Nachhaltigkeitsstrategie und Betriebskita: 
Praxisbeispiel BMW

Die BMW Group unterstützt das Projekt seit 
seinen Anfängen, aktuell bei der Einführung 
von „Junge Vor!Denker“ in ihrem 2013 ge-
gründeten Betriebskindergarten „BMW Group 
Strolchegarten“. Passend zu seiner Nachhal-
tigkeitsstrategie, möchte der Konzern damit 
das Bewusstsein für Nachhaltigkeit schon bei 
den Jüngsten fördern. Die Erzieherinnen und 

//

Eberhard von Kuenheim 
 Stiftung der BMW AG –

www.kuenheim-stiftung.de

„Akademie Kinder philoso-
phieren“ im bbw e.V. –

www.kinder-philosophieren.de 

Informationen und ein 
 Kurzfilm zum Projekt –

www.jungevordenker.de 
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Erzieher der Kita beginnen im Herbst 2014 
mit dem Philosophieren – zunächst im eige-
nen Team zu Themen, die sie selbst und ihre 
gemeinsame Arbeit im Betriebskindergarten 
betreffen. „Was bedeutet Verantwortung?“ ist 
für jedes Team eine zentrale Frage, ganz be-
sonders jedoch für Pädagogen, weiß der Trä-
ger der Kita, educcare. „Das Philosophieren 
im Team zeigt, dass wir unsere pädagogi-
schen Prinzipien auch auf uns selbst anwen-
den und unsere Teammitglieder Wertschät-
zung, Vertrauen und Eigenverantwortung 
erfahren. Wir sehen es als wichtigen Beitrag 
zur Attraktivität von educcare als Arbeitgeber“, 
 sagt educcare-Geschäftsführer Axel Thelen. 
„Und wenn dann Erzieherinnen mit Kindern 
über Nachhaltigkeitsthemen philosophieren, 
passt das ,Junge Vor!Denker‘-Konzept gleich 
in zweierlei Hinsicht hervorragend zu unse-
ren Bildungsschwerpunkten Verständigung, 
Interkulturalität und Partizipation.“ Zwei 
educcare-Kindertagesstätten wurden als ers-

te und einzige Kindertagesstätten Deutsch-
lands zum Mitglied im Netzwerk der 
UNESCO-Projektschulen ernannt. Von der 
deutschen UNESCO-Kommission wurde auch 
das Lehrbuch der Akademie und Stiftung 
„Wie wollen wir leben?“ ausgezeichnet. Es ist 
offizieller Beitrag zur UN-Dekade „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ und in aktuali-
sierter, zweiter Auflage im Buchhandel er-
hältlich.

Ein Blick in die Zukunft:  
Wie man „Junger Vor!Denker“ wird

Nachdem bisher circa 80 Pädagogen ausge-
bildet wurden, geht es im Projekt nun dar-
um, das Philosophieren über Zukunftsfragen 
in die Breite zu tragen. Zum Beispiel bildet 
die Hans Lindner Stiftung, eine Unterneh-
mensstiftung, zwei Mitarbeiter als Trainer 
für „Junge Vor!Denker“ aus und bietet die 
Fortbildungen in ihrer Region Niederbayern 

selbständig an. Unternehmen und Kinderta-
gesstätten können Pädagogen inhouse fort-
bilden lassen oder für die offene Ausbildung 
anmelden. Im Dezember beginnt die nächste 
Ausbildungsreihe in Benediktbeuern bei 
München. Beim Philosophieren mit ihren 
Klassenkameraden hat die neunjährige 
Manele für sich bereits herausgefunden, 
was das Übernehmen von Verantwortung 
bedeuten kann: „Verantwortung zu bekom-
men ist ein gutes Gefühl, weil derjenige, der 
einem die Verantwortung gibt, glaubt, dass 
man gut ist.“ 

Jacob Rohm ist Projektleiter „Junge Vor!Denker“ in 
der Eberhard von Kuenheim Stiftung der BMW AG.
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Rohstoffe und fossile Energieträger sind 
wertvolle Ressourcen. Obwohl wir um 

ihre Knappheit wissen,  gehen wir bislang 
sehr verschwenderisch mit ihnen um. Um zu-
kunftsfähig zu bleiben,  muss sich dies rasch 
ändern. Ansätze dazu gibt es allerorten – für 
private Haushalte ebenso wie für Unterneh-
men. Insbesondere die industrielle Produkti-
on kann wertvolle Beiträge dazu leisten, 
Rohstoffe und Energie einzusparen. Ein Para-
debeispiel ist die erste Fraunhofer-For-
schungsfabrik in Chemnitz. Hier entwickeln 
und testen Wissenschaftler gemeinsam mit 
Industriepartnern effiziente und emissions-
neutrale innovative Technologien und Pilot-
anwendungen. Dies zeigt einmal mehr, wie 
wesentlich  die angewandte Forschung für 
Innovationen am Standort ist. 

Gerade für die produzierende Industrie sind 
Energie und Rohstoffe wie Metalle, Edelmetal-
le und seltene Erden von herausragender Be-
deutung: Als rohstoffarmes Land ist Deutsch-
land auf den Import fast aller wichtigen 
Ausgangsstoffe angewiesen. Die Hightechin-
dustrie ist zudem von Materialien abhängig, 
die früher wenig Bedeutung hatten. Gleichzei-
tig erfordert die wachsende Industrialisierung 
der Schwellenländer, dass auch dort große 
Mengen dieser wertvollen Stoffe verarbeitet 
werden. Das führt schon jetzt zu Versorgungs-
engpässen, Preissprüngen und Verteilungs-
kämpfen. Und die Situation wird sich ver-
schärfen. Um dem Rechnung zu tragen, ist ein 
Paradigmenwechsel notwendig: Statt maxi-
malen Gewinns aus minimalem Kapitaleinsatz 
muss künftig gelten: maximale Wertschöp-

Wie angewandte Forschung zur  
nachhaltigen Wertschöpfung beiträgt
Fabrik der Zukunft: E3 / Maximale Wertschöpfung  
bei minimalem Ressourceneinsatz

Von Prof. Dr. Reimund Neugebauer
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fung bei minimalem Ressourceneinsatz. Wir 
müssen heute Lösungen entwickeln für die 
nachhaltige Produktion von morgen.

Ein Weg ist, neue Ressourcenquellen zu 
erschließen, ein anderer besteht darin, ver-
fügbare Ressourcen effizienter zu nutzen. 
Das bedeutet, an vielen Stellschrauben 
gleichzeitig zu drehen, de  n gesamten Her-
stellungsprozess zu analysieren und zu opti-
mieren: Wo lassen sich Prozesse verkürzen? 
Welche Verfahren und Materialien sind effizi-
enter als bisher übliche? Wo kann man Ener-
gie einsparen? Wie kooperieren künftig 
Mensch und Roboter? 

Für eine nachhaltige Wertschöpfung müssen 
die traditionellen ökonomischen Zielgrößen 

„Zeit“, „Kosten“ und „Qualität“, die bis heute 
die Produktion prägen, durch neue Zielkrite-
rien ergänzt werden, etwa Energie- und Ma-
terialeffizienz sowie geringe CO2-Emissionen. 
Ziel muss sein, diese Größen miteinander zu 
verschränken, sie ganzheitlich zu betrachten 
und um den Faktor Mensch zu erweitern. 
Denn alternde Belegschaften sind eine ge-
setzte Zukunft, in der Gesundheitsschutz und 
Ergonomie zu Schlüsselfaktoren für Unter-
nehmen werden. 

Eine andere Frage ist, wie sich das Arbeiten 
in der Fabrik der Zukunft generell verändert. 
Die Schülerinnen und Schüler von heute 
kommunizieren und lernen auf ganz andere 
Art und Weise, nutzen andere Medien. Sie 
sind beispielsweise über Social Media oft 
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weltweit eng vernetzt. Diese kommende 
Generation von Ingenieurinnen und Inge-
nieuren wird andere Arbeits- und Ferti-
gungswelten gestalten. Sicher ist: Die Be-
deutung der Menschen in der Fabrik der 
Zukunft wird nicht, wie häufig befürchtet, 
abnehmen, sondern sich in der vernetzten 
Welt verändern, wenn Menschen und Ma-
schinen enger kooperieren.

In der Studie „Energieeffizienz in der Pro-
duktion“ hatten Fraunhofer-Wissen-
schaftler bereits im Jahr 2008 aufgezeigt, 
dass sich mittelfristig in der industriellen 
Produktion bis zu 30 Prozent Energie ein-
sparen lassen. Das entspricht etwa der 
Hälfte des Stromverbrauchs der privaten 
Haushalte in Deutschland oder der Leis-
tung von vier Kraftwerken mit je 1,4 Giga-
watt Leistung.

Um diese Potentiale systematisch zu er-
schließen, wurden der Forschungsschwer-
punkt ressourceneffiziente Produktion aus-
gebaut und das Forschungskonzept der 
E3-Produktion entwickelt. Die drei Es ste-
hen für Effizienz, Emissionsneutralität und 

die Einbindung des Menschen. Mit diesem 
am Fraunhofer-Institut für Werkzeugmaschi-
nen- und Umformtechnik IWU erarbeiteten 
Forschungsansatz werden Konzepte der in-
telligenten, smarten Fabrik weitergeführt. 
Ende 2013 entstand daraus das Fraunhofer-
Leitprojekt E3-Produktion. Aktuell arbeiten 
hier zwölf Fraunhofer-Institute interdiszipli-
när zusammen. Mit den Leitprojekten setzt 
Fraunhofer strategische Schwerpunkte, um 
rasch konkrete Lösungen für drängende Be-
darfe der Industrie zu entwickeln. Das Ziel ist 
es, wissenschaftlich originäre Ideen schnell in 
marktfähige Produkte umzusetzen. 

Im Leitprojekt E3-Produktion sollen bis 2016 
an vier Standorten in Deutschland For-
schungsfabriken entstehen: in Chemnitz, 
Berlin, Stuttgart und Dortmund. Die erste 
wurde im Mai 2014 am Fraunhofer IWU in 
Chemnitz eröffnet. Auf 1.600 Quadratmetern 
werden dort gemeinsam mit Industriepart-
nern neue Technologien und Verfahren für 
die nachhaltige Produktion entwickelt und in 
der Praxis getestet. Aufgabe ist, die komple-
xen Wechselwirkungen innerhalb einer Pro-
zesskette im laufenden Betrieb nicht nur 
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theo retisch zu erfassen, sondern unter reali-
tätsnahen Produktionsbedingungen auch 
umzusetzen. Entscheidend dabei: der ganz-
heitliche, systematische Ansatz. Schwerpunk-
te der Forschungsarbeiten sind zunächst der 
hochflexible Karosseriebau und ultrakurze 
Prozessketten bei der Fertigung des Antriebs-
strangs. 

Die wichtigsten Faktoren, um in der ersten 
Stufe den Wirkungsgrad einer Produktion zu 
optimieren, sind: Ausschuss vermeiden, 
Nacharbeit reduzieren, Prozesse optimieren 
und Prozessketten verkürzen. Auch durch 
Leichtbau und Bionik kann man Energie bei 
Werkzeugmaschinen sparen. In der zweiten 
Stufe geht es darum, die Energieflüsse in der 
Fabrik zu analysieren und durch intelligente 
Kreisläufe optimal zu verwerten. Vorausset-
zung dafür ist, die Energiebilanz – inklusive 
Lastspitzen – systematisch zu analysieren 
und zu optimieren. Relevante Verbraucher 
und wesentliche Energieflüsse müssen iden-
tifiziert, ausgewertet und verbessert werden. 
In vielen Produktionsprozessen entsteht 
Wärme, die an die Umgebung abgegeben 
wird, während an anderer Stelle Wärme be-

nötigt wird. Potentielle Verlustquellen lassen 
sich erkennen und für andere notwendige 
Bedarfe nutzbar machen. 

Gleichzeitig mit Material- und Energiekreis-
läufen müssen Informationskreisläufe aufge-
baut werden. Ohne umfassende IT ist intelli-
gente Steuerung nicht möglich, können 
Schwankungen in Erzeugung und Verbrauch 
nicht ausgeglichen werden. Ziel ist eine mög-
lichst weitgehende Selbstregelung der Pro-
zesse. Conditio sine qua non: sicherer Daten-
austausch. Sensible Daten adäquat zu 
schützen ist zum einen eine unabdingbare 
Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg, 
zum anderen eine Frage der Souveränität – 
für den Staat und seine Bürger wie für die 
Wirtschaft.

Um in der Produktion zunächst umfänglich 
Daten zu erfassen, steckt in allen Komponen-
ten der Fabrik „intelligente Mechatronik“. Sie 
kann die Umgebung wahrnehmen und auf 
Veränderungen reagieren. So lassen sich die 
einzelnen Elemente stärker vernetzen und 
steuern. In der Fraunhofer-Forschungsfabrik 
beispielsweise sind 160 Messstellen einge-

richtet, die bis zu 1.500 Werte erfassen. Die 
Daten fließen in einer Leitzentrale zusammen 
und ermöglichen in Echtzeit einen kompri-
mierten Überblick über alle energetischen 
Wechselwirkungen sowohl innerhalb der 
Produktionssysteme und -prozesse als auch 
zwischen der Produktion und der Umgebung. 

In der dritten Stufe gewinnt die Fabrik auch 
als Energieerzeuger und -speicher an Bedeu-
tung. Bislang hatten viele Unternehmen eine 
eigene Energieversorgung aufgebaut, aber 
allenfalls so viel Energie erzeugt, wie sie 
selbst benötigten. Die Rolle von dezentraler 
Versorgung mit Blockheizkraftwerken oder 
regenerativen Energiequellen wird jedoch 
wichtiger, da vermehrt  Sonne, Wind, Erd-
wärme, Biomasse und Abwärme genutzt 
werden. 

Rohstoffeffiziente Produktion ist aber nur 
ein erster Schritt auf dem Weg zur Produk-
tion ohne neue Rohstoffe gemäß dem Mot-
to „Ressourcengebrauch statt Ressourcen-
verbrauch“. Konsequentes Recycling 
bedeutet, Sekundärrohstoffe in Kaskaden 
immer weiterzuverwerten und in den Pro-

duktionsprozess zurückzuführen. So lassen 
sich enorme Mengen an natürlichen Res-
sourcen einsparen. 

Energie- und Ressourceneffizienz sind unab-
dingbare Bausteine, um Arbeit und Wohl-
stand auch in Zukunft zu sichern. So nimmt 
auch die Nachfrage nach innovativen Tech-
nologien weltweit zu, denn sie helfen Unter-
nehmen dabei, sich künftig unabhängiger 
von Rohstoff- und Energieimporten zu ma-
chen und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu si-
chern.

Das Leitprojekt E3-Produktion ist nur eines 
von vielen Beispielen, das zeigt, wie exzellen-
te Ergebnisse der angewandten Forschung 
zur nachhaltigen Wertschöpfung am Stand-
ort Deutschland beitragen.

Prof. Dr. Reimund Neugebauer ist Präsident der 
Fraunhofer-Gesellschaft.
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Forschung und Entwicklung stehen im Zentrum 
der Aktivitäten vieler Mitgliedsunternehmen 

der Amerikanischen Handelskammer in Deutsch-
land (AmCham Germany). Ob im Bereich Energie 
und Umwelt, Internet und Telekommunikation 
oder Gesundheit, ein Unternehmen kann nur 
dauerhaft erfolgreich sein, wenn es sich und sei-
ne Produkte ständig weiterentwickelt. Unterneh-
men treiben Innovationen voran und identifizie-
ren wichtige Zukunftstrends. Forschung, 
Entwicklung und Innovation sind wichtige Trei-
ber für Wirtschaftswachstum. Sie sichern die 
Wettbewerbsfähigkeit, schaffen Arbeitsplätze 
und sind unverzichtbar in der Erarbeitung von 
Lösungsansätzen für die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts. Insbesondere in Deutschland 
und den USA spielt die Innovationskraft der dort 
ansässigen Unternehmen eine ausschlaggeben-
de Rolle für die wirtschaftliche Stärke der beiden 
Länder. Damit Deutschland, Europa und die USA 
auch künftig im globalen Wettbewerb standhal-
ten können, sollte die Arbeit im Bereich Wissen-

schaft und Technologie auf beiden 
Seiten des Atlantiks in den Fokus 
gestellt werden. AmCham Germany 
setzt sich vor diesem Hintergrund dafür 
ein, die transatlantische Forschungskooperation 
weiter auszubauen und zu verbessern, ein be-
sonderes Augenmerk auf das Wachstumspoten-
tial von Zukunftsbranchen zu legen und Bildung 
nachhaltig zu fördern. Insbesondere die aktuell 
verhandelte Transatlantische Handels- und In-
vestitionspartnerschaft (TTIP) bietet neue 
 Möglichkeiten der transatlantischen Zusammen-
arbeit im Bereich Forschung und Entwicklung. 

Deutschland und die USA sind wichtige 
Partner im Bereich der Forschungskoopera-
tion, die durch eine Vielzahl von Initiativen 
und Programmen betrieben wird. Neben ge-
meinsamen Forschungsvorhaben gibt es eine 
Reihe an Austauschprogrammen im Bereich 
Bildung und Wissenschaft. Im Jahr 2010 gin-
gen allein 1.737 deutsche Wissenschaftler in 

die USA. So viele deutsche 
Wissenschaftler gingen in 

kein anderes Land. An deut-
schen Hochschulen forschten im 

selben Jahr insgesamt 1.539 Amerikaner. Um 
das Potential der transatlantischen For-
schungskooperation voll auszuschöpfen, 
muss diese weiter ausgebaut werden und 
auch die Europäische Union mit einbeziehen. 
Im Rahmen von TTIP können staatliche Re-
gularien im Bereich „Forschung & Entwick-
lung“ beiderseits des Atlantiks vereinfacht 
werden. Administrative und organisatorische 
Hindernisse für eine erfolgreiche For-
schungszusammenarbeit können überwun-
den und ein Rahmenwerk geschaffen wer-
den, welches produktbezogene Standards 
und den Umgang mit Rechten an geistigem 
Eigentum vereinheitlicht. Das Ab-
kommen sollte daher den hohen 
Wert zum Ausdruck bringen, 
den beide Vertragsparteien 

dem Schutz des geistigen Eigentums beimes-
sen, und auf dem bestehenden Dialog zwi-
schen der EU und den USA auf diesem Gebiet 
aufbauen. Standards und Normen im Bereich 
„Engineering und Produktion von innovati-
ven Umwelt- und Effizienztechnologien“, so-
wohl für die Energie- als auch für die Roh-
stoffversorgung, sollten eine gegenseitige 
Anerkennung und im besten Fall Harmonisie-
rung erfahren, um die Zusammenarbeit 
 zwischen den Regulierungsinstanzen zu er-
leichtern. Für umweltfreundliche und koh-
lenstoffarme Produkte, Technologien und 
Dienstleistungen würde eine Wirtschaftpart-
nerschaft die Verbreitung erleichtern. Ziel ist 
es, Kosten zu  reduzieren sowie Exportsteige-
rungen auf beiden Seiten des Atlantiks her-
beizuführen.

AmCham Germany setzt sich zu-
dem dafür ein, ein „Transatlan-

tisches Institut für Forschung 

Wie Deutschland und die USA von einer Forschungskooperation profitieren
Administrative und organisatorische Hindernisse überwinden / Bildung und Qualifizierung nachhaltig fördern

Von Dr. Wolfgang Dierker 
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und Entwicklung“ als öf-
fentlichen Projektträger 
der transatlantischen For-
schungsförderung einzurich-
ten. Ausgestattet mit einem von 
beiden Staaten getragenen Budget, einver-
nehmlichen Regeln für die Nutzung von 
geistigem Eigentum und übereinstimmend 
gesetzten Forschungsschwerpunkten, könnte 
es dazu dienen, die Forschungs- und Ent-
wicklungspolitik beiderseits des Atlantiks zu 
harmonisieren und einen gemeinsamen 
Raum für Forschung und Entwicklung zu 
schaffen.

Im Zentrum der gemeinsamen Forschungs-
aktivitäten sollten Zukunftsbranchen wie der 
Gesundheitssektor, Informations- und Kom-
munikationstechnologien sowie Energie- 
und Umwelttechnologien stehen. Besonders 
vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Schwerpunkte bei der Energieversorgung in 

Europa und in den USA können 
beide Länder viel voneinander 

lernen und sich gegenseitig er-
gänzen. Während das aktuelle 

Hauptaugenmerk der US-ameri-
kanischen Energiepolitik auf der 
Förderung von unkonventio-
nellem Gas liegt, treiben 
viele EU-Mitgliedsstaaten 
in erster Linie den Ausbau 
der erneuerbaren Energien 
voran. In Deutschland ha-
ben sich die erneuerbaren 
Energien bereits als ein 
Wachstums- und Beschäfti-
gungsmotor sowie Impulsgeber für die 
Entwicklung internationaler Märkte bewährt. 
Unternehmen in Europa investieren in gro-
ßem Umfang in neue Umwelt- und Energie-
effizienztechnologien. Die unterschiedlichen 
Entwicklungen stehen sich nicht unvereinbar 
gegenüber, sondern ergänzen sich, da beide 

Verhandlungspartner insbesondere in den 
Bereichen Forschung und Entwicklung sowie 
Technologietransfer voneinander profitieren 
können. Auch hier bietet TTIP enorme 

 Chancen, durch die Angleichung der Wirt-
schaftsräume und den Ausbau der 

Exportmöglichkeiten, die For-
schungszusammenarbeit zu för-
dern und in dem Zusammen-
hang auch den Klimaschutz 
voranzutreiben. 

Für den Ausbau der For-
schungskooperation spielen na-

türlich auch die nationalen Rahmen-
bedingungen eine entscheidende Rolle. Die 

USA liegen weltweit an der Spitze, wenn es 
um die Förderung von Forschung und Ent-
wicklung geht. Dies zeigt auch das kürzlich 
veröffentlichte GE Global Innovation Baro-
meter 2014. Die Umfrage ergab, dass inter-
nationale Topmanager sowohl die USA als 

auch Deutschland als Vorreiter im Bereich 
der Innovationen sehen. Gefragt nach der 
führenden Innovationsnation, belegen die 
USA  den ersten Platz (35 Prozent), gefolgt 
von Deutschland mit 16 Prozent auf dem 
zweiten Platz. Die Innovationsstärke der USA 
hat zur Folge, dass sie auch bei Wissensgene-
rierung an erster Stelle stehen. Fünf der zehn 
Unternehmen mit den größten Investitionen 
in Forschung und Entwicklung kom-
men aus den USA.  Auch Unter-
nehmen in Deutschland wollen 
ihre Forschungsaktivitäten auf 
hohem Niveau halten und in-
tensivieren. Im internationa-
len Vergleich sind forschende 
Unternehmen in Deutschland 
jedoch dadurch benachteiligt, 
dass es im Inland keine steuerliche 
Forschungsförderung gibt, etwa in Ge-
stalt eines Tax Credits (Verminderung der 
Steuerlast durch eine Steuergutschrift für 
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Forschungsaufwendungen), der im internati-
onalen Durchschnitt bei ca. 10 Prozent liegt. 
Zwei Drittel der OECD-Länder, inklusive der 
USA, und die Hälfte der EU-Staaten haben 
eine steuerliche Forschungsförderung einge-
führt und bauen diese nach positiven Erfah-
rungen teilweise bereits weiter aus. Die Ein-
führung von Forschungsförderung auch in 
Deutschland wäre daher äußerst wünschens-
wert und würde sich sowohl positiv auf die 
forschenden Unternehmen auswirken als 
auch auf den Forschungsstandort im Ganzen.

Auch der Schutz geistigen Eigentums wird 
in den USA und der EU zurzeit noch unter-
schiedlich gehandhabt, was höhere Kosten 
verursachen und Innovationen behindern 
kann. Hier sollten die Verhandlungen über die 
Transatlantische Handels- und Investitions-
partnerschaft genutzt werden, um eine Ver-
einheitlichung im Bereich des Schutzes von 
geistigem Eigentum herbeizuführen. Insbe-
sondere die transatlantische Zusammenar-
beit zum Schutz geistigen Eigentums an in-
dustriellen Verfahren und Technologien sollte 
hier im Fokus stehen. Industrielle Forschung, 
Innovationen und Technologieentwicklung 
sind zentrale Wachstumstreiber unserer 
Volkswirtschaften. Sie befähigen unsere Un-
ternehmen, gegen globale Wettbewerber zu 

bestehen, die häufig in Staatsbesitz sind oder 
von staatlichen Subventionen profitieren. 

Um den hohen Standard ihrer Wirtschafts-
leistung garantieren zu können, sind sowohl 
Deutschland und die EU als auch die USA auf 
hochqualifizierte Fachkräfte und eine flexible 
Arbeitskraftmobilität angewiesen. Fachkräf-
tenachwuchs kann durch die Zusammenar-
beit zwischen Bildungseinrichtungen und 
Unternehmen sowohl national als auch 
transatlantisch mit Blick auf die Anforderun-
gen der jeweiligen Unternehmen entspre-
chend gefördert und ausgebaut werden. Eine 
umfassende transatlantische Wirtschafts-
partnerschaft könnte zudem die Mo-
bilität von Arbeitskräften ent-
scheidend beeinflussen und 
dem Fachkräftemangel, der 
auf beiden Seiten des At-
lantiks besteht, bereits 
kurzfristig entgegensteu-
ern. Im Rahmen von TTIP 
sollten daher auch die Er-
leichterung von Visabestim-
mungen für EU- und US-Bürger 
und die Vereinfachung des konzerninter-
nen Austauschs von hochqualifizierten Ar-
beitskräften geregelt werden.  Gegenwärtige 
Freihandelsabkommen wie das „North Ame-

rican Free Trade Agree-
ment (NAFTA) Professi-
onals Visa“ sind 
beispielhaft für Arbeits-
platzmobilität in Freihan-
delszonen. „TTIP Professionals 
Visa“ würden es qualifizierten 
Fachkräften ermöglichen, auch kurzfristig 
und ohne großen bürokratischen Aufwand 
eine temporäre Arbeitsgenehmigung (bis zu 
24 Monate) in den USA beziehungsweise in 
der EU zu erhalten. Die effektive Einbindung 
solcher  „TTIP Professionals Visa“ innerhalb 
der Wirtschaftspartnerschaft würde den Un-
ternehmen auf beiden Seiten des Atlantiks 

die nötige Flexibilität verleihen, Fachkräfte 
transatlantisch zu beschäftigen, was 

auch der globalen Wettbewerbs-
fähigkeit dieser Unternehmen 
zugutekommen würde.

Abschließend bleibt festzuhal-
ten, dass in der transatlanti-

schen Kooperation in Forschung 
und Entwicklung noch viel Poten-

tial steckt, das es auszubauen gilt.  
Nur gemeinsam können Europa und die USA 
dauerhaft ihre Wettbewerbsfähigkeit erhal-
ten und ihre Spitzenposition im Bereich For-
schung & Entwicklung weiter ausbauen. Ein 

gemeinsamer transatlantischer 
Raum für Forschung und Ent-
wicklung ist nicht nur aus wirt-

schaftlicher Sicht wünschenswert, 
er kann zudem entscheidende Im-

pulse in der Ausarbeitung von Lösungs-
vorschlägen zu Problemen wie dem Klima-
wandel oder den aktuellen demographischen 
Veränderungen geben sowie eine Vorreiter-
rolle in der Entwicklung von Nachhaltigkeits-
standards und nachhaltiger Produktion ein-
nehmen. Wir sollten dieses Potential nicht 
ungenutzt lassen und uns gemeinsam für ei-
nen Ausbau der transatlantischen For-
schungskooperation einsetzen.

Dr. Wolfgang Dierker, Chair des Government 
 Relations Committee und des Environment &  
Energy Committee der AmCham Germany sowie 
 Director Government Affairs & Policy,  
GE Deutschland  Holding GmbH
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Siemens ist ein Unternehmen, das wie nur we-
nige andere durch technischen Fortschritt ge-

prägt ist. So legte die Erfindung des Zeigertele-
graphen vor mehr als 165 Jahren den Grundstein 
eines globalen Technologiekonzerns. Die Technik 
hat sich seither immens weiterentwickelt. Oft hat 
man sich gefragt, ob neue Technologien die 
menschliche Arbeitskraft vielleicht überflüssig 
machen würden. Die aktuelle Entwicklung hin zu 
einer „Industrie 4.0“, in der Maschinen und Teile 
vernetzt sind und miteinander kommunizieren, 
bildet keine Ausnahme. Dabei ist eines ganz si-
cher: Wir benötigen weiter hochqualifizierte Mit-
arbeiter – heute mehr denn je. Denn nur die 
„besten Köpfe“ helfen uns, auch in Zukunft als 
Unternehmen erfolgreich zu sein. 

Die Annahme, dass es sich bei den besten 
Köpfen ausschließlich um Ingenieure und 
Wissenschaftler oder Akademiker handeln 
würde, ist jedoch falsch. Vielmehr hat die 
Mehrheit unserer weltweiten Belegschaft 
kein Studium absolviert. Auch auf Deutsch-
land trifft das zu, hier hat mehr als die Hälfte 
unserer Belegschaft eine duale Berufsausbil-

Duale Ausbildung als tragende Säule der Nachwuchssicherung bei Siemens
Vorteil: Unternehmen, Auszubildende und Gesellschaft profitieren

Von Klaus Helmrich

dung abgeschlossen. Diese Mitarbeiter sind 
für uns wichtige Know-how-Träger, die unser 
Unternehmen täglich aufs Neue stärken und 
voranbringen. Und das ist nicht unbemerkt 
geblieben, denn längst werden wir um unsere 
Fachkräfte und das Ausbildungssystem, das 
sie hervorgebracht hat, weltweit beneidet.

Gleiches trifft auch auf Deutschlands 
wirtschaftliche Stärke zu. Gerade inner-
halb Europas erleben derzeit viele Länder 
wirtschaftlich überaus herausfordernde 
Zeiten. Und damit ist vielerorts die hohe 
Arbeitslosigkeit – vor allem auch unter 
Jugendlichen – zu einem ernstzunehmen-
den Problem geworden. Eine ganze Gene-
ration sieht sich mit beruflicher Perspek-
tivlosigkeit konfrontiert, bleibt ihr doch 
die Chance verwehrt, sich beruflich einzu-
bringen und etwas Eigenes aufzubauen. 
Letztlich kann eine solche Entwicklung 
durchaus auch eine Gefahr für den sozia-
len Frieden ganzer Gesellschaften darstel-
len. Gerade erst hat dies der arabische 
Frühling gezeigt.

Wirtschaftswachstum gilt gemeinhin als Lö-
sung für dieses Dilemma. Damit ist es jedoch 
bei weitem nicht getan: Zusätzlich ist eine 
starke industrielle Basis nötig, die wertschöp-
fende Arbeitsplätze anbietet und auch ent-
sprechend Arbeitskräfte nachfragt. Und dafür 
muss auch – um eine wirtschaftliche Erho-
lung ohne Beschäftigungswirkung zu ver-
meiden – entsprechend in Beschäftigungsfä-
higkeit investiert werden. Denn hier besteht 
ein Paradoxon der aktuellen Entwicklung: 
Trotz hoher Arbeitslosenraten stehen für of-
fene Stellen oftmals nicht entsprechend aus-
gebildete Kandidaten zur Verfügung. Dieser 
„Skills Mismatch“ betrifft nicht allein Sie-
mens, sondern auch Unternehmen weltweit. 
Einer McKinsey-Studie zufolge sind nur 38 
Prozent der Jugendlichen und 35 Prozent der 
Arbeitgeber in Europa der Meinung, dass jun-
ge Menschen über die notwendigen Kennt-
nisse und Fähigkeiten zur Ausübung einer Er-
werbstätigkeit verfügten. Auf der anderen 
Seite sind jedoch 74 Prozent der Hochschul-
lehrer und Ausbilder von der Arbeitsmarktrei-
fe ihrer Absolventen überzeugt. Schon seit 
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vielen Jahren wird diese Diskrepanz auch in 
den USA von Industrie und Politik diskutiert. 

Der schlichte Ruf nach immer höheren Bil-
dungsabschlüssen ist hier jedoch fehl am 
Platz. Zeigt doch die Realität in vielen Län-
dern, dass ein hoher Bevölkerungsanteil mit 
Hochschulabschluss nicht allgemein mit bes-
seren Beschäftigungschancen für das Indivi-
duum oder höherer Wettbewerbsfähigkeit 
der Volkswirtschaft gleichzusetzen ist. Gera-
de für den Erfolg der Industrienation 
Deutschland sind exzellente Fachkräfte mit 
abgeschlossener Berufsausbildung und – da-
rauf aufbauend – Investitionen in deren Fort- 
und Weiterbildung von enormer Bedeutung.  

Wir bei Siemens sind so von der Effektivität 
und dem Erfolg der dualen Ausbildung über-
zeugt, dass wir diese seit mittlerweile mehr 
als 120 Jahren im Unternehmen anbieten. 
Nur wenige unserer Wettbewerber sind so 
tief in der Tradition der beruflichen Ausbil-
dung verwurzelt – und entsprechend erfah-
ren – wie wir. Wir sehen die Ausbildung als 

eine tragende Säule unserer Nachwuchssi-
cherung und sind mit insgesamt rund 7.000 
Auszubildenden und dual Studierenden einer 
der größten privaten Ausbildungsbetriebe in 
Deutschland. Neben unserem eigenen Bedarf 
bilden wir derzeit zusätzlich knapp 3.000 
Azubis und dual Studierende für externe 
Partnerunternehmen aus. Und um auch be-
nachteiligten Jugendlichen (z.B. Jugendlichen 
mit schlechteren Noten oder mit Migrations-
hintergrund oder Jugendlichen, die einfach 
Pech im Leben hatten) bessere Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt zu bieten, reservieren wir 
jedes Ausbildungsjahr rund 10 Prozent unse-
rer Ausbildungsstellen für diese Zielgruppe. 

Insgesamt lassen wir uns das Engagement in 
der beruflichen Ausbildung jährlich rund 185 
Millionen Euro kosten. Und das lohnt sich, 
denn die Ausbildung von Fachkräften im ei-
genen Unternehmen bietet große Vorteile: 

// Die Auszubildenden erwerben genau die 
Qualifikationen, die wir für die jeweiligen 
Stellenprofile benötigen, 

// sie erfahren eine Ausbildung, die höchste 
Qualitätsstandards erfüllt, 

// sie bekommen frühzeitig unsere Unterneh-
menskultur und Werte vermittelt, 

// und das Unternehmen kann sich als at-
traktiver Arbeitgeber präsentieren. 

Zusätzlich verfügt die duale Ausbildung 
über den Vorteil, dass sie den theoretischen 
 Wissenserwerb in den Klassenzimmern und 
Seminarräumen mit der Praxis im Unter-
nehmen verbindet und damit den Auszubil-
denden die Umsetzung neuen Wissens in der 
Praxis erleichtert. Hinzu kommt das „auto-
matische“ Erlernen der für den beruflichen 
Alltag notwendigen Soft Skills (z.B. Arbeiten 
im Team oder Trainieren der Kommunikati-
onsfähigkeit) während der Praxisphasen.

Aufgrund dieser Vorteile haben wir schon vor 
einiger Zeit damit begonnen, das Prinzip der 
dualen Ausbildung auch in Ländern anzu-
wenden, in denen es dieses Ausbildungsmo-
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dell nicht gibt: In den siebziger Jahren haben 
wir in Großbritannien angefangen, junge 
Leute in technischen Berufen auszubilden. 
Wenige Jahre später kamen Spanien und 
Portugal hinzu. Seit kurzem sind wir auch in 
Ungarn und Dänemark aktiv.

Jedoch muss das Modell im Ausland an loka-
le Gegebenheiten angepasst werden, eine 
schlichte Kopie des deutschen Modells reicht 
nicht aus. Vielmehr geht es darum, die we-
sentlichen Prinzipien der betrieblichen Aus-
bildung zu übernehmen. Für uns bei Siemens 
hat sich der „Export“ der dualen Ausbildung 
damit als sehr gute Möglichkeit erwiesen, 
unseren Bedarf an lokalen Fachkräften vor 
Ort zu decken.  

Von der Anlehnung lokaler Ausbildungsan-
gebote an das duale System profitieren dabei 
nicht nur die Unternehmen: Jungen Men-

schen mit den richtigen Qualifikationen bie-
ten sich bessere berufliche Perspektiven, sie 
sind seltener von Arbeitslosigkeit betroffen, 
und über ihre Steuern und Konsumausgaben 
stärken sie gleichzeitig die Volkswirtschaft. 
Und nicht nur davon profitiert der Staat. 
Denn wo es qualifizierte Fachkräfte gibt, sie-
deln sich gerne neue Unternehmen an, die 
ebenfalls Steuern zahlen und die Nachfrage 
nach Fachkräften weiter erhöhen. Von einem 
erfolgreichen Ausbildungssystem profitieren 
also nicht nur die Unternehmen, sondern 
auch die Auszubildenden selbst und die ge-
samte Gesellschaft.

Tatsächlich muss in manchen Ländern jedoch 
noch Basisarbeit für ein besseres Image der 
dualen Berufsausbildung geleistet werden. Ist 
das Modell nicht vertraut, erzeugt es oft 
noch immer Skepsis. Oder es gilt einfach als 
weniger schick, praktische Kenntnisse in ei-

nem Betrieb zu erlangen statt in einem ver-
meintlich höher qualifizierenden Theoriestu-
dium an der Universität.

Um das Image der dualen Ausbildung im 
Ausland zu stärken, hat Siemens bereits ei-
nen ersten Schritt unternommen. So bieten 
wir seit 2012 jährlich rund 30 Jugendlichen 
aus mehr als zehn europäischen Ländern die 
Chance, in Berlin eine Ausbildung zum Elek-
troniker für Betriebstechnik oder zum Me-
chatroniker zu absolvieren. Nach ihrer drei-
einhalbjährigen Ausbildung gehen diese 
Mitarbeiter zurück in ihr Heimatland, um 
dort für Siemens zu arbeiten – und werden 
so auch zu Werbeträgern für das duale Aus-
bildungsmodell.

In einem Punkt muss jedoch Klarheit beste-
hen: Um die Stärken des dualen Ausbil-
dungssystems voll zu entwickeln, müssen alle 

drei Profiteure des Modells – nämlich Unter-
nehmen, Auszubildende und Staat – auch in 
das Konzept investieren. Neben den Ressour-
cen, die die Unternehmen in die praktische 
Ausbildung investieren, muss der Staat für 
den theoretischen Teil die entsprechenden 
Ressourcen an Lehrern, Schulen und Lehrma-
terialien zur Verfügung stellen. Und der Aus-
zubildende selbst muss sich erst einmal mit 
einem etwas bescheideneren Lehrlingsgehalt 
zufriedengeben. Doch diese Investitionen 
lohnen sich, denn Ausbildung schafft Mehr-
wert – für alle.

Klaus Helmrich ist Mitglied des Vorstandes der 
 Siemens AG, Chief Technology Officer und Arbeits-
direktor.
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Die Nutzung vieler Internetangebote ist nur 
auf den ersten Blick kostenlos. Wir bezahlen 
mit unseren Daten, obwohl viele das nicht 
wollen. Wie könnte ein Ausweg aus diesem 
Dilemma aussehen?

Ich halte es für wenig seriös, wenn den Nut-
zern von Internetangeboten nicht erklärt 
wird, dass sie vermeintlich kostenlose Diens-
te mit ihren Daten bezahlen. Aufgabe der 
Unternehmen ist es, für Transparenz zu sor-
gen. Welche Daten werden gesammelt, und 
was passiert damit? Und das bitte nicht in 
kleinster Schriftgröße in Mausgrau vor stein-
grauem Hintergrund …

Wie wird die Telekom bei ihren eigenen 
 Angeboten ihrer Verantwortung in Sachen 
Datenschutz gerecht? 

Die Telekom steht für eine transparente und 
faire Kundenkommunikation. Das zeigt sich 
beispielsweise in unseren Leitsätzen zu Big 
Data, also der Auswertung großer Datenmen-

gen: Da haben wir uns klar dazu verpflichtet, 
personenbezogene Daten nur mit Einwilligung 
des Betroffenen zu verarbeiten oder anonymi-
sierte Daten zu verwenden. Wir gehen aber 
darüber hinaus: Wir wollen für Kunden kon-
krete Lösungen entwickeln, mit denen sie ih-
ren individuellen Datenschutz etwa bei Smart-
phones selbst bestimmen. Wir wollen ihnen 
die Hoheit über ihre Daten zurückgeben und 
uns damit vom Markt unterscheiden. 

Fehlt es an Transparenz bei der Datenerfas-
sung und -verwendung, und müssten die 
Möglichkeiten zur Löschung privater Daten 
vereinfacht werden?

Nur einem informierten Kunden ist eine sou-
veräne Entscheidung möglich. Grundsätzlich 
gilt: Was einmal im Netz steht, ist nur schwer 
wieder zu entfernen – wie eine Tätowierung. 
Die Nutzer sollten sich also sehr genau über-
legen, welche Daten sie preisgeben. Die Mög-
lichkeit, Daten im Netz zu löschen, begrüßen 
wir. Das ist sicher nicht einfach umzusetzen, 

aber es geht um ein Grundrecht. Nicht jede 
Jugendsünde sollte einen im Netz für immer 
begleiten. 

Brauchen wir mehr Kontrolle für die großen 
amerikanischen Player?

Was wir vor allem brauchen, sind einheit-
lich hohe Datenschutzstandards in Europa. 
Und die müssen für alle gelten, wenn sie 
ihre Dienste hier anbieten wollen. Deshalb 
ist es so wichtig, dass die Europäische Da-
tenschutzgrundverordnung schnell kommt. 
In den USA ist bisher alles erlaubt, was 
nicht ausdrücklich verboten ist. Es gibt 
kein Grundrecht auf Datenschutz. Die Kul-
tur ist also eine völlig andere als bei uns. 
Eine Nivellierung auf dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner wäre für uns nicht ak-
zeptabel. 

Sehen Sie einen Markt für kostenpflichtige, 
dafür aber sichere Social-Media-Anwen-
dungen?

Wir sehen sehr wohl, dass Kunden bereit 
sind, für sichere Anwendungen zu bezahlen. 
Durch die Snowden-Enthüllungen ist ein 
neues Bewusstsein für Datenschutz und Da-
tensicherheit entstanden. Es bleibt allerdings 
abzuwarten, wie nachhaltig das ist.

Kriminelle Hackerangriffe auf Unternehmen 
haben zugenommen. Kann man überhaupt 
sicherstellen, dass wichtige Daten wie Bank-
verbindungen oder Gesundheitsinformatio-
nen geschützt bleiben? 

Hundertprozentige Sicherheit kann niemand 
garantieren. Aber es gibt Vorkehrungen, die 
sehr hilfreich und gleichzeitig einfach umzu-
setzen sind: 90 Prozent der Angriffe lassen 
sich dadurch abwehren, dass Nutzer einen 
aktuellen Virenschutz verwenden und die 
Programme  immer auf dem aktuellen Stand 
halten.

Wo sehen Sie national oder international 
Handlungsbedarf für die Politik? 

 „Was einmal im Netz steht, ist wie eine Tätowierung“
Interview mit Thomas Kremer, Vorstand Datenschutz, Recht und Compliance der Deutschen Telekom AG
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Die Europäische Datenschutzgrundverord-
nung hatte ich bereits erwähnt. Wir brauchen 
zudem eine starke europäische Internetwirt-
schaft, damit wir nicht gänzlich abhängig sind 
von amerikanischen und asiatischen Anbie-
tern. Die Regulierung sollte deshalb nicht 
mehr nur sinkende Preise im Blick haben, son-
dern auch Investitionen in Europa fördern. Zu-
dem ist es für uns nicht ersichtlich, warum wir 
nicht zumindest innerhalb der EU auf gegen-
seitige Bespitzelung verzichten können. Es 
kann nicht sein, dass an den Grenzen nicht 
mehr kontrolliert wird, im Netz dafür aber 
umso hemmungsloser. Es geht schließlich um 
das Vertrauen der Menschen ins Internet. Und 
das ist für unsere Gesellschaft und Wirtschaft 
heute eine essentielle Infrastruktur.

Ein weiteres Thema sind die Geheimdienste. 
Es gab hier Vorschläge zu einem „Europäi-
schen Internet“. Macht das Sinn?

Gegenfrage: Welchen Sinn hat es, eine  
E-Mail von Bonn nach Berlin über New York 

oder Peking zu leiten? Wir meinen: keinen. 
Wir haben deshalb den Vorschlag des Inter-
nets der kurzen Wege gemacht. Dadurch 
hätten es ausländische Geheimdienste viel 
schwerer, auf deutschen bzw. europäischen 
Datenverkehr zuzugreifen. In den USA ist so 
ein nationales Routing übrigens längst um-
gesetzt. Hier bei uns wird dagegen nur ewig 
diskutiert, und es passiert doch nicht viel. 

Die Fragen stellte Gabriele Kalt.
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Seit der Finanzkrise hat der Begriff Compliance 
Hochkonjunktur. Er wird oft verwendet und 

selten definiert. Compliance bedeutet die Ge-
samtheit aller zumutbaren Maßnahmen, die das 
gesetzes- und regelkonforme Verhalten eines 
Unternehmens, seiner Organisationsmitglieder 
und seiner Mitarbeiter im Hinblick auf alle ge-
setzlichen Ge- und Verbote begründen. Darüber 
hinaus soll die Übereinstimmung des unterneh-
merischen Geschäftsgebarens auch mit allen ge-
sellschaftlichen Richtlinien und Wertvorstellun-
gen, mit Moral und Ethik gewährleistet 
werden. Während der Krise haben 
Banken und andere Finanzunterneh-
men viel Vertrauen verspielt. Dieser 
Vertrauensverlust ist bei Kunden, Mit-
arbeitern und politischen Stakeholdern 
festzustellen. Gleichzeitig sind die re-
gulatorischen Anforderungen an diese 
Unternehmen massiv gestiegen. Diese 
zunehmende Regulierung spiegelt die 
Bedeutung von Compliance für den 
Gesetzgeber wider. In vielen Unterneh-
men sieht die interne Rolle des Chief 
Compliance Officers (CCO) allerdings 

gänzlich anders aus: Er gilt als Papiertiger mit 
CEO-Zugang. Dort benötigt Compliance einen 
Imagewandel. Denn zu viel hängt inzwischen 
von einem funktionierenden Compliance- 
Management-System (CMS) ab. 

Durch verschiedene Compliance-Verletzungen 
ist die private Krankenkasse Debeka im letzten 
Jahr in die Schlagzeilen geraten. Die größte 
Kundengruppe des Unternehmens sind die Be-
amten. Damit dies auch so blieb, hatte das Un-

ternehmen ein System von Hinweis-
gebern in Behörden, Schulen etc. 
etabliert. Durch diese inoffiziellen 
Mitarbeiter erfuhr das Unternehmen 
frühzeitig, wer zur Verbeamtung vor-
gesehen war, und konnte der Person 
entsprechende Angebote unterbrei-
ten. Nachdem das Handelsblatt das 
System der „Vertrauensmitarbeiter“ 
im Dezember vergangenen Jahres 
aufgedeckt hatte, begann die Staats-
anwaltsanwaltschaft Koblenz ihre Ar-
beit. Den Vorstandsmitgliedern dro-
hen hohe Bußgelder. 

Gegen hohe Strafen helfen nur ein funktio-
nierendes CMS, eine gesunde Unterneh-
menskultur und Compliance-Kommunikation. 
Eine operative Umsetzung von Compliance-
Kommunikation kann der PIKE-Ansatz liefern. 
Er eignet sich sowohl bei der Initialisierung 
und Implementierung eines CMS als auch zur 
Revitalisierung einer verlorengegangenen 
Compliance-Kultur beispielsweise nach Kor-
ruption oder anderem Non-compliant-Ver-
halten im Unternehmen.

PIKE setzt sich aus den Schritten Priorisieren, 
Implementieren, Kultivieren und Evaluieren 
zusammen und reicht von der Strategie bis 
zur Umsetzung:

Priorisieren

Das Thema Compliance soll durch „Tone 
from the Top“ priorisiert, die interne Rolle 
des CCOs gestärkt werden. Erst wenn der 
CEO dem Thema Compliance Bedeutung 
verliehen hat, bekommt es Relevanz für die 
Mitarbeiter.

Implementieren

Dazu wird in der Firma ein Werteprogramm, 
gemeinsam mit den Mitarbeitern, entwickelt 
und implementiert. Schritt für Schritt geht 
damit eine engere Vernetzung von HR, Com-
pliance, Recht und Kommunikation einher, 
und eine gelebte Wertepraxis entsteht. 

Kultivieren

Mit Hilfe zahlreicher kommunikativer Maß-
nahmen wird Compliance im Arbeitsalltag 
der Mitarbeiter verankert und kultiviert. 

Evaluieren

Wie alle anderen Kommunikationsmaßnah-
men wird auch die Compliance-Kommunika-
tion einer kontinuierlichen Evaluation unter-
zogen. Durch Mitarbeiterbefragungen und 
Analysen wird der Erfolg der Maßnahmen 
überprüft und bei Bedarf eine Anpassung 
vorgenommen. PIKE verfolgt damit stets das 
Ziel, Compliance zu einem natürlichen, 

Nachhaltigkeit schließt Compliance ein
Welchen Beitrag Compliance-Kommunikation für Reputation und CSR 2.0  leisten kann

Von Daniel Konrad
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selbstverständlichen und messbaren Teil der 
Unternehmenskultur werden zu lassen. 

Die „Kommunikationspotenziale in Compli-
ance-Systemen deutscher Unternehmen“ 
hat eine aktuelle Studie unter der Leitung 

von Prof. Dr. Stephan Grüninger (Konstanz 
Institut für Corporate Governance) unter-
sucht. Die Autoren interviewten dazu über 
60 Chief Compliance Officer. Die Befragten 
bewerteten die Zusammenarbeit von 
 Compliance mit unternehmensinternen 

Kommunikationsabteilungen sehr unter-
schiedlich. So thematisiert die Unterneh-
menskommunikation primär positive The-
men. Gelegentlich gibt es in den 
Compliance- und den Kommunikationsab-
teilungen unterschiedliche Mentalitäten. 

Grüninger sieht „Compliance als ein in der 
Unternehmensidentität verankertes Wer-
tephänomen“. In diesem Zusammenhang 
werde Kommunikation als zentrales Ele-
ment im Umgang mit Compliance gesehen, 
so Grüninger. Gleichzeitig konstatiert er, 
dass Kommunikation von Compliance noch 
in den Kinderschuhen stecke.

Compliance-Kommunikation ist kontinuierli-
che Vermittlungsarbeit. Als Grundlage bietet 
sich eine Einbindung der Compliance- in die 
Wertekommunikation an. Für die Mitarbeiter 
sind die Unternehmenswerte ein bekanntes 
kommunikatives Fundament. Compliance 
nutzt diese Grundlage und vertieft die Kom-
munikation nachhaltig und regelmäßig mit 
einem bunten Strauß an Maßnahmen. Dabei 
sind immer wieder kreative Kommunikations-
ansätze, die gewohnte Wege und etablierte 
Positionen hinter sich lassen und Emotionen 
wecken. Inhaltlich positioniert sich Compli-
ance als Ratgeber des Mitarbeiters und nicht 
als Watchdog. Ein Teilnehmer der Compli-
ance-Studie betonte, dass Compliance kein 

CEO
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„Show-Stopper“, sondern ein „Businessver-
einfacher“ sei.

Die Hauptaufgabe von Compliance liegt da-
bei in der Bekämpfung von Wirtschaftskrimi-
nalität – doch Compliance kann mehr. Com-
pliance ist ein relevanter Faktor für die 
Reputation eines Unternehmens. Verstöße 
gegen die Compliance können umgehend 
Reputationsschäden nach sich ziehen. Um-
gekehrt kann aber ein funktionierendes CMS 
die Reputation eines Unternehmens positiv 
beeinflussen. Schon heute gibt es Unterneh-
men, die Compliance-Kommunikation als 
wichtigen Bestandteil ihrer CSR-Strategie 
ansehen. Trotz seiner Bedeutung für das Un-
ternehmen ist die Zusammenarbeit zwischen 
den Arbeitsbereichen Compliance und Kom-
munikation in Firmen selten fest etabliert 
und regelmäßig. Vor dem Hintergrund der 
Regulierung sowie veränderter Stakeholder-
erwartungen spielt Compliance-Kommunika-
tion für Responsibility und Reputation aber 
eine zentrale Rolle. Gerade internationale 
Konzerne brauchen heute CSR 2.0. Eine sol-
che Nachhaltigkeitsstrategie schließt Com-
pliance selbstverständlich ein. Denn Compli-
ance hat für viele Unternehmen aller Größen 
eine neue Bedeutung gewonnen, und sie 
sind sich deren enger Verbindung zu ihrer 
Reputation stärker bewusst. Dies belegt auch 
eine Studie des Versicherungs- und Rückver-
sicherungsunternehmens ACE-Group. Dazu 
muss Compliance jedoch fest in der Un-

ternehmenskultur verankert sein. Compli-
ance ist mehr als das bloße Befolgen von Re-
geln. Sie muss zu einem selbstverständlichen 
Bestandteil der Wertewelt eines Unterneh-
mens werden.

Wenn Compliance im Unternehmen etabliert 
ist und von den Mitarbeitern gelebt wird, 
kann es auch zu einem Thema der externen 
Kommunikation werden. Das heißt in der 
Konsequenz, dass beispielsweise Compli-
ance-Berichte in Zukunft von zent-
raler Bedeutung für die CSR-
Berichterstattung sein 
werden – und diese 
stark verändern wer-
den. In einer Unter-
nehmensrealität, in 
der Legal Compli-
ance zu einer im-
mer wichtigeren 
Management-
frage wird, führt 
daran sicher kein 
Weg vorbei. 

Umgekehrt gilt aber 
auch: Unternehmerische 
Verantwortung lässt sich 
nicht herbeire-

gulieren. Sie muss in vielfältiger Hinsicht Teil 
der Unternehmenskultur sein – hier gibt es 
viel zu tun für Unternehmenskommunikato-
ren. Aktuell gehen erst wenige Unternehmen 
auf diesem Weg voran. Für Unternehmen wie 
RWE, Deutsche Bahn, Deutsche Telekom oder 
inzwischen auch Siemens ist Compliance-
Kommunikation bereits ein integraler Aspekt 
ihrer CSR-Philosophie. Auch in der Kommu-
nikation dieser Unternehmen spielt Compli-
ance eine immer größere Rolle – wahlweise 

in Form eines eigenständigen Com-
pliance-Berichts oder als Teil 

 einer erweiterten Geschäfts- 
oder Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung. Der Be-
richt kann in den 
Disziplinen Investor-
Relations, Employer-

Branding und Public 
Affairs zu einem 
effizienten Stake-
holderdialog bei-
tragen.

Die Zielgruppe der 
Stakeholder wartet auf 

CSR 2.0. Investoren er-
kennen durch den Bericht, 

dass das Un-

ternehmen über ein funktionierendes Com-
pliance-Management-System (CMS) verfügt, 
und haben daher eine höhere Sicherheit für 
ihre Investitionen und ein geringeres Risiko 
für Gerichtsprozesse. Auch potentielle Ar-
beitnehmer und Bewerber interessieren sich 
zunehmend dafür, ob ein Unternehmen faire 
Löhne zahlt und beispielsweise auch im Aus-
land gute Arbeitsbedingungen bietet. Politi-
ker fordern, dass Unternehmen Verantwor-
tung für ihre Lieferantenketten übernehmen 
und Gewinne nicht auf Kosten von schlech-
ten Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer im 
Ausland machen. Somit muss Compliance als 
wirksames Instrumentarium intern und ex-
tern die Regelüberwachung gewährleisten. 
Darüber hinaus spielt Compliance eine zentr-
ale Rolle beim Thema Unternehmensverant-
wortung im Stakeholderdialog. Für beide Be-
reiche gilt: Wirksame Compliance ist eine 
Frage der richtigen Kommunikation. 

Daniel Konrad ist Berater bei FleishmanHillard. Zu 
seinen Schwerpunkten zählen Litigation-PR sowie 
Fragen rund um das Thema Compliance.
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AmCham Germany und das F.A.Z.-Institut 
fragten Mitglieder der Amerikanischen 

Handelskammer, wie unternehmerische Ver-
antwortung in ihrem Unternehmen gelebt 
wird. Dabei zeichnen sich einige grundlegen-
de Trends und Entwicklungen ab.

Selbstbewusstsein und Eigeninitiative

Die befragten Unternehmen gehen das The-
ma CR selbstbewusst an und vertrauen auf 
ihre Eigeninitiative. Den Status quo unter-
nehmerischen Engagements in Bezug auf 
Umwelt und Klimaschutz beurteilen die Be-
fragten optimistisch: Mehr als 80 Prozent 
stimmen der These zu, dass Unternehmen 
schon jetzt erkannt haben, dass sie ihre Pro-
zesse langfristig nachhaltig gestalten und 
auf ein integratives Nachhaltigkeitskonzept 
hinarbeiten müssen. Dabei sind nur 26 Pro-
zent der Meinung, dass nachhaltige Produk-
tion durch den Staat subventioniert werden 
solle. Insgesamt wird die Notwendigkeit für 
staatliche Regulierung und verbindliche Rah-
menbedingungen relativ niedrig bewertet: 

Lediglich 8 Prozent der Befragten stimmen 
der These zu, dass ein Umdenken bei Unter-
nehmen und Verbrauchern nur durch strin-
gente Regulierung erreicht werden könne.

Für ihre eigene CR-Arbeit orientiert sich die 
Mehrzahl der Unternehmen im Vergleich zu 
2005 zunehmend freiwillig an externen oder 
unternehmenseigenen Kodizes, die eine 
Richtlinie für das eigene CR-Engagement bil-
den. Dies wiederum lässt auf eine zuneh-
mende Systematisierung und ein  
steigendes Bewusstsein für die 
Notwendigkeit verlässlicher, 
nachhaltbarer Grundlagen für 
CR-Aktivitäten schließen.

Diese Standards sollen jedoch le-
diglich als freiwillige Leitlinien 

für Unternehmen fungieren und Handlungs-
optionen aufzeigen. Verbindliche Vorgaben, 
Standards oder Richtlinien zur Durchsetzung 
und Messung von CR sind aus Sicht der Mehr-
heit der Befragten nicht erforderlich oder ziel-
führend. Ähnlich wie in der Befragung aus 
dem Jahr 2008 befürworten 80 Prozent der 
Teilnehmer die Notwendigkeit, dass Unterneh-
men CR-Maßnahmen selbstbestimmt und 
entsprechend ihrer individuellen Herausforde-
rungen planen sollten. Das passt zur als gerin-
ger eingeschätzten Gefahr, CR könne als Wer-

beinstrument missbraucht 
werden: Nur noch 16 Pro-

zent der Befragten von 
2014 sehen dieses Ri-
siko, das damit deut-
lich schwächer einge-

schätzt wird als 
noch vor fünf 
Jahren. Offen-
sichtlich 
schätzen sich 
die Unterneh-

men mit Blick 

auf ihre CR-Maßnahmen gegenseitig als posi-
tiv und ehrlich ein.

Global, nachhaltig, integrativ

Bei der Bewältigung zentraler Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts, etwa Klima-
wandel und Ressourcenknappheit, sehen die 
Befragten die Unternehmen in der Pflicht: 94 
Prozent bewerten die Rolle global agierender 
Unternehmen als „sehr wichtig“ oder „wich-
tig“, dicht gefolgt von nationalen Regierun-
gen mit 92 Prozent und internationalen Or-
ganisationen mit 88 Prozent. Allerdings: 
Wertet man nur die Stimmen für „sehr wich-
tig“ aus, liegen die internationalen Organisa-
tionen vorne, gefolgt von nationalen Regie-
rungen auf Platz 2 und global agierenden 
Unternehmen auf Platz 3. Offensichtlich be-
steht Konsens darüber, dass die internationa-
len Organisationen an der Spitze der Bewe-
gung stehen (müssen). Global agierenden 
Unternehmen hingegen wird zugetraut, sich 
aktiv zu engagieren und das Thema dadurch 
in die Breite zu tragen.

Vertrauen auf die Eigeninitiative
Corporate Responsibility ist ein wichtiger Erfolgsfaktor

Von Sarah Bautz
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Mit 66 Prozent sieht ein 
Großteil der Befragten 
die Unternehmen als 
entscheidende Multipli-
katoren für Wachstum 
und Wohlstand, die bei wirtschaftspo-
litischen Entscheidungsprozessen stärker 
eingebunden werden sollten. Vor dem be-
schriebenen Hintergrund ist das nur konse-
quent: Wem globale Verantwortung zuge-
schrieben wird, der sollte auch in die 
entsprechenden wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungsprozesse eingebunden werden. 
Nur gut ein Drittel der Befragten befürwortet 
die Aussage, dass Regierungen durch Regu-
lierungen und Institutionen entsprechende 
Rahmenbedingungen für integratives, nach-
haltiges Wirtschaften schaffen müssen.

Bemerkenswert ist: Es besteht nicht nur Kon-
sens darüber, dass globale Unternehmen 
entscheidende Treiber des Wachstums sind, 
sondern auch darüber, dass dieser Wachs-
tumsbegriff neu gefasst werden sollte. Eine 
große Mehrheit von 72 Prozent der Befrag-

ten stimmt 
der Aussage zu, 

dass eine weitläufigere Defi-
nition von wirtschaftlichem 

Wachstum, die Wachstum an 
die weltweite Verbesserung von 

Lebensstandards koppelt, zeitgemäß und 
erstrebenswert sei. Der Trend geht also nicht 
allein zu nachhaltigem, sondern gleicherma-
ßen zu integrativem Wachstum.

CR durchdringt Organisationen  
und Wertschöpfungsketten

Die befragten Unternehmen sehen die Um-
setzung von CR-Maßnahmen zunehmend in 
der eigenen Organisation verankert. Das äu-
ßert sich unter anderem in einer leichten 
Verschiebung der Gestaltung von CR-Maß-
nahmen. Statt – wie noch bei der Erstbefra-
gung 2005 von der Mehrzahl angegeben – 
über sogenanntes Corporate Giving eine 
externe Institution finanziell zu unterstützen 
(hierbei ist nicht unbedingt ein Bezug zum 
Kerngeschäft des jeweiligen Unternehmens 

gegeben), konzentrieren sich die Unterneh-
men nun stärker auf die Umsetzung von CR-
Maßnahmen im und durch das eigene Unter-
nehmen. So setzen 76 Prozent der Befragten 
auf die interne Anwendung von CR-Leitlinien 
im Unternehmen und jeweils 72 Prozent auf 
Corporate Volunteering und Corporate Gi-
ving. Dass der Bereich „Nachhaltige Produkti-
on und Entwicklung“ mit 62 Prozent etwas 
abgeschlagen ist, liegt wohl vor allem daran, 
dass mehr als ein Drittel der befragten Un-
ternehmen dem Dienstleistungssektor zuge-
ordnet werden kann.

Die hohe Bedeutung des Corporate Voluntee-
rings im Kreis der Befragten lässt sich auch 
historisch erklären. Es handelt es sich dabei 
um eine in den USA seit langem verbreitete 
Form des unternehmerischen Engagements, 
die sich offenbar auch auf die CR-Aktivitäten 
amerikanischer Unternehmen in Deutschland 
auswirkt: Von 36 befragten Unternehmen, 
die sich in diesem Bereich engagieren, sind 
22 Tochtergesellschaften amerikanischer 
Mutterkonzerne.

 Liegt den CR-Aktivitäten 
Ihres Unternehmens  
ein Kodex zugrunde?

Quelle: F.A.Z.-Institut.
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Auch die Angaben zur Motivation der Unter-
nehmen für ihr Engagement sprechen dafür, 
dass Unternehmen ein zunehmend umfassen-
des und ganzheitliches Verständnis von CR 
haben. 2005 standen noch einige wenige Fak-
toren im Vordergrund: So schätzten damals 95 
Prozent der Befragten den Faktor Mitarbeiter-
motivation als relevant ein, gute nachbar-
schaftliche Verhältnisse und Imagevorteile 
waren für jeweils 90 Prozent wichtig und – 
weit abgeschlagen – Kundenanforderungen 
für 33 Prozent. Inzwischen ist das Feld deut-
lich zusammengerückt: Offensichtlich werden 
immer mehr Faktoren als sehr relevant für das 
eigene CR-Engagement bewertet. Mit 94 Pro-
zent messen die Befragten aber nach wie vor 
dem Faktor Mitarbeitermotivation die größte 
Bedeutung bei, ähnlich wie 2008.

Dieselbe Entwicklung ist zu beobachten, 
wenn die Unternehmen die Bedeutung ihres 
eigenen CR-Engagements für ihre Stakehol-
dergruppen einschätzen sollen. Auch hier 
rückt das Feld im oberen Bereich enger zu-
sammen: Offensichtlich glauben die Unter-
nehmen, dass sich ihre CR-Aktivitäten im-
mer mehr auf die verschiedensten 
Stakeholdergruppen entlang der gesamten 
Liefer- und Wertschöpfungskette auswirken, 
vom Lieferanten über den Mitarbeiter bis 
zum Kunden. Die Lieferanten bilden zwar 
wie 2008 das Schlusslicht unter den Stake-
holdergruppen, doch mittlerweile glauben 
46 Prozent der Unternehmen, dass ihre 

 CR-Aktivitäten „sehr wichtig“ oder „wichtig“ 
für ihre Lieferanten sind.

Die Bedeutung von Kunden  
und Verbrauchern nimmt zu

Grundsätzlich sehen die Befragten immer 
mehr Einfluss auf Seiten des Kunden und sei-
ner Anforderungen. Mit Blick auf die Motiva-
tion für CR-Maßnahmen haben die Kunden-
anforderungen mit 68 Prozent im Vergleich 
zu 2005 (33 Prozent) massiv an Bedeutung 
gewonnen. Das legt die Vermutung nahe, 
dass das Thema Nachhaltigkeit für Kunden 
eine wesentlich größere Rolle spielt, als dies 
noch vor zehn Jahren der Fall war, und sie 
entsprechende Bedürfnisse und Anforderun-
gen entwickeln. Zugleich fühlen sich die Un-
ternehmen offensichtlich stark dazu ver-
pflichtet, auf diese Anforderungen zu 
reagieren. Die Macht der Kunden wächst 
deutlich.

Beim Thema Umweltschutz sehen die Befragten 
den Verbraucher in einer entscheidenden Rolle: 
80 Prozent stimmen der Aussage zu, dass seine 
Nachfrage nach nachhaltigen Produkten stei-
gen müsse, um deren Produktion voranzubrin-
gen. Bei der Frage nach der treibenden Kraft, 
um die Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts bewältigen zu können, liegt die Zivilbevöl-
kerung mit bemerkenswerten 84 Prozent Zu-
stimmung auf Platz 4, noch vor den kleinen 
und mittelständischen Unternehmen.

Wie schätzen Sie die Relevanz der CR-Aktivitäten Ihres Unternehmens bei Ihren jeweiligen Stakeholdern ein?

sehr  
wichtig

eher  
wichtig

eher  
unwichtig

sehr  
unwichtig

keine  
Antwort

Mitarbeiter 44% 46% 8% 0% 2%

Gemeinde/Staat 20% 62% 14% 2% 2%

Kunden 22% 48% 24% 2% 4%

Kapitalgeber 18% 30% 30% 4% 18%

Lieferanten 8% 38% 32% 12% 10%

Fokus Stakeholder

Quelle: F.A.Z.-Institut.

Fokus Motivation

Was motiviert Ihr Unternehmen, CR-Aktivitäten umzusetzen?

sehr  
wichtig

eher  
wichtig

eher  
unwichtig

sehr  
unwichtig

keine  
Antwort

Mitarbeitermotivation 60% 34% 2% 0% 4%

Schaffung von sozialer Gerechtigkeit 36% 44% 14% 2% 4%

Umwelt- und Klimaschutz 54% 24% 14% 0% 8%

Imagevorteile 30% 48% 16% 2% 4%

Gute nachbarschaftliche Verhältnisse 40% 36% 18% 0% 6%

Kundenanforderungen 38% 30% 26% 2% 4%

Wettbewerbsvorteile 28% 38% 18% 8% 8%

Kostenvorteile 14% 30% 34% 12% 10%

Quelle: F.A.Z.-Institut.
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Das Bewusstsein für die Chancen  
von CR wächst

Die befragten Unternehmen erkennen in 
ihrem CR-Engagement zunehmend Wett-
bewerbsvorteile und Chancen für ihr Ge-
schäft. Dafür sprechen sowohl die steigen-
de Bedeutung der Kundenanforderungen 
als auch die wachsende Zahl der für CR als 
relevant eingeschätzten Motivationsfakto-
ren: Offensichtlich beurteilen die Unter-
nehmen ihr CR-Engagement in Bezug auf 
immer mehr Faktoren als – auch wirt-
schaftlich – sinnvoll. Besonders die Verän-
derung in der Einschätzung von Kosten- 
und Wettbewerbsvorteilen ist von 
Bedeutung. Dass ihr CR-Engagement ihnen 
Wettbewerbsvorteile bringen würde, war 
2005 nur für 36 Prozent der Befragten 
wichtig, während 45 Prozent diesen Aspekt 
als überwiegend unwichtig bewerteten. 
2014 hingegen sind für 66 Prozent der Be-
fragten Wettbewerbsvorteile ein für ihr 
CR-Engagement relevanter Faktor, und bei 
den Kostenvorteilen ist das Für und Wider 
mit 44 zu 46 Prozent nahezu ausgeglichen. 
Im Vergleich zur Erstbefragung hat also 
eine regelrechte Trendwende stattgefun-
den, die einen grundsätzlichen Wandel im 
Bewusstsein der Unternehmen zeigt: Sie 
bewerten CR-Aktivitäten nicht mehr nur 
als notwendiges – und womöglich teures – 
Übel, sondern zunehmend auch als echten 
Erfolgsfaktor für ihr Geschäft.

Allerdings: Mit Blick auf das Thema Umwelt-
schutz geben immer noch 16 Prozent der Be-
fragten an, dass Kostenfaktoren für Unter-
nehmen wichtiger seien als ihre 
Umweltbilanz. Das korrespondiert mit dem 
Befragungsergebnis, wonach Kostenvorteile 
für die Unternehmen bei der Umsetzung von 
CR-Aktivitäten im Vergleich zu anderen Fak-
toren die geringste Rolle spielen. Das gibt 
Anlass zu der Vermutung, dass hier noch 
„Luft nach oben ist“: Das Ausloten der Chan-
cen von CR hat gerade erst begonnen. Erst 
auf dieser Basis kann Nachhaltigkeit zur 
Grundlage zukunftsfähiger Geschäftsmodelle 
werden.

Zur Datenbasis

Insgesamt wurden 50 Mitgliedsunterneh-
mern der Amerikanischen Handelskammer 
per Onlinefragebogen befragt. Dabei ist der 
Anteil an Tochtergesellschaften amerikani-
scher Mutterkonzerne mit 56 Prozent größer 
als der Anteil an Unternehmen, die ihren 
Hauptsitz in Deutschland haben, mit 42 Pro-
zent. Die Unternehmensgröße variiert, wobei 
die Anzahl der großen Unternehmen bei wei-
tem überwog. 78 Prozent der Unternehmen 
haben mehr als 500 Mitarbeiter in Deutsch-
land. Weltweit liegt die Mitarbeiterzahl bei 62 
Prozent der Unternehmen bei mehr als 
10.000. Weitere 16 Prozent haben zwischen 
5.000 und 10.000 Mitarbeiter weltweit. Die 
Geschäftsfelder der Unternehmen sind mit 

mehr als 15 Branchen breit gefächert. Am 
häufigsten vertreten sind Pharma und Bio-
technologie sowie Fahrzeugbau und -zube-
hör und verschiedene Dienstleistungsberei-
che. Die beiden Vergleichsbefragungen 
wurden ebenfalls von AmCham Germany und 
dem F.A.Z.-Institut durchgeführt und stam-
men aus den Jahren 2005 und 2008.

Weitere Informationen und Bestellung des Jahrbuchs 
„Corporate Responsibility“ unter www.verantwor-
tungzukunft.com/publikationen/cr-buch-2014

Sarah Bautz ist Redakteurin der Initiative „Verant-
wortung Zukunft“ im F.A.Z.-Institut.

Fokus Umwelt: Klimawandel und Ressourcenknappheit 
zwingen uns dazu, langfristig umzudenken

Quelle: F.A.Z.-Institut.

Ein Umdenken von Unternehmen 
und Verbrauchern kann  

nur durch stringente Regulierung 
erreicht werden.

8%

82%

80%

26%

16%
Kostenfaktoren sind für  

Unternehmen wichtiger als ihre  
Umweltbilanz.

Nachhaltige Produktion sollte durch 
den Staat subventioniert werden. 

Die Einstellung des Verbrauchers 
spielt eine entscheidende Rolle:  

Die Nachfrage nach nachhaltigen 
Produkten muss steigen, um deren 

Produktion voranzutreiben. 

Unternehmen haben schon jetzt  
erkannt, dass sie ihre Prozesse lang-
fristig nachhaltig gestalten müssen, 

und arbeiten auf ein Nachhaltig-
keitskonzept hin. 
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Für viele Menschen steht ethisches und ver-
antwortungsvolles Handeln in Bezug auf un-
sere Umwelt weit oben auf der Agenda. Die 
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung 
engagiert sich hier mit neuen Konzepten und 
Bildungsansätzen. Was sind Ihre Arbeits-
schwerpunkte, und was ist die Zielsetzung?

Die Natur ist DIE Schlüsselressource für den 
Menschen: Der Mensch ist Bestandteil der 
Natur, und er lebt von der Natur. Gleichzei-
tig geht die menschliche Gesellschaft – glo-
bal gesprochen – unglaublich nachlässig 
und auch ignorant mit dieser Natur um. 

Zerstörung von Lebensräumen, Artenster-
ben, Verlust von Ökosystemdienstleistungen 
– also die Dienstleistungen, die wir aus dem 
Ökosystem ziehen –, Umweltverschmutzung 
und Umweltflüchtlinge, deren Zahl inzwi-
schen die der Kriegsflüchtlinge übersteigt, 
sind die Folge. Natur für den Menschen zu 
verstehen und zu sichern, das ist die Mis-
sion von Senckenberg. Dabei sind für unsere 
rund 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
darunter etwa 300 Wissenschaftler, Natur-
erforschung und Naturvermittlung, insbe-
sondere durch unsere Museen, gleicherma-
ßen wichtig.

Einer Ihrer persönlichen Forschungsschwer-
punkte ist der Klimawandel. Als wie drama-
tisch sehen Sie die aktuelle Lage wirklich, 
und wird die öffentliche Diskussion nicht zu 
aufgeregt geführt?

Aus meiner Sicht wird die öffentliche Dis-
kussion um den Klimawandel insbesondere 
zu „religiös“ geführt. Es gibt zu viele vorge-
fasste, persönlich-politisch geprägte Über-
zeugungen; die wissenschaftliche und die 
politische Diskussion werden allzu sehr ver-
mengt; und von der Wissenschaft wird zu 
viel erwartet: Sie kann die Diagnose und 

mögliche Lösungswege liefern, die Entschei-
dungen muss aber die Gesellschaft treffen. 
Aus Sicht der Wissenschaft besteht kein 
Zweifel, dass wir als Folge einer anthropo-
gen verursachten Klimaerwärmung vor tief-
greifenden Umweltveränderungen stehen, 
die alle Bereiche –unsere Gesundheit eben-
so wie etwa den Betrieb von Kläranlagen – 
treffen werden. Die globale Katastrophe 
wird ausbleiben, dafür wird es Gewinner 
und Verlierer geben. Die größten Verlierer 
werden sicher die Bewohner flacher Küsten-
regionen und Inseln in den Tropen und Sub-
tropen sowie die indigenen Völker der Arktis 

Mit der Forschung auf einen nachhaltigen Entwicklungspfad zurückfinden
Interview mit Professor Dr. Volker Mosbrugger, Generaldirektor der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung
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sein. Wir alle werden jedoch enorme Anpas-
sungskosten zu tragen haben.

Die Weltbevölkerung wächst ständig weiter 
und verlangt einen modernen Lebensstan-
dard. Gleichzeitig sind die Ressourcen be-
grenzt. Welchen Beitrag kann Forschung zur 
Lösung des Problems leisten? 

Nur die Forschung kann zeigen, wie wir auf 
einen nachhaltigen Entwicklungspfad zu-
rückfinden. Kaum jemand wird den „ökolo-
gischen Imperativ“ des deutschen Philoso-
phen Hans Jonas ablehnen: „Handle so, dass Fo
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die Wirkungen deiner Handlungen verträg-
lich sind mit der Permanenz echten 
menschlichen Lebens auf Erden“; niemand 
weiß aber, wie dieses verantwortliche Han-
deln konkret aussehen kann, um ökologi-
sche, ökonomische und soziale Belange aus-
gewogen zu berücksichtigen. Die Forschung 
muss zeigen, wie wir mit Natur nachhaltig 
umgehen können, wie wir Ressourcen effizi-
ent nutzen und recyceln und auch, wie wir 
die „Tragfähigkeit“ des Systems Erde gege-
benenfalls erhöhen können.

Sie sind als Hochschullehrer auch in der 
Ausbildung junger Menschen aktiv. Welche 
Werte vermitteln Sie Ihren Studenten, und 
wo sehen Sie noch Defizite? 

Ich freue mich zu sehen, dass viele junge 
Menschen mit einem hohen Verantwortungs-
bewusstsein für die globale Gesellschaft her-
anwachsen und sich auch selbst aktiv in die 
Bewältigung der großen Zukunftsaufgaben 

einbringen wollen, sei es im Bereich der Na-
turforschung und Naturwissenschaft, der Me-
dizin oder auch der Gesellschaft, der Technik, 
der Wirtschaft und der Finanzen. An den deut-
schen Universitäten ist noch nie so viel exzel-
lentes Spezial- und Verfügungswissen an eine 
so große Zahl von Studierenden vermittelt 
worden. Was meines Erachtens heute zu kurz 
kommt, ist zum einen das „Orientierungswis-
sen“, also das Wissen um das „Wozu“, um das 
große Ziel, und zum anderen die kritische Aus-
einandersetzung mit dem eigenen Wissen und 
Nichtwissen, mit der Leistungsfähigkeit bzw. 
mit den Grenzen von Forschung und wissen-
schaftlichen Methoden.

„High Potentials“ werden von den Unterneh-
men stark nachgefragt. Welche Anforderun-
gen stellen Ihre Studenten an den Arbeit-
geber ihrer Wahl? 

Die jungen Leute suchen heute vermehrt 
nach einer Arbeit, die nicht nur einen gewis-

sen Lebensstandard erlaubt, sondern auch 
Freude bereitet, eine Arbeit, auf die man stolz 
sein kann – durchaus im Sinne einer „Social 
Responsibility“ –  und die ein angemessenes 
Familien- und Privatleben, also die er-
wünschte „Life-Work-Balance“, ermöglicht. 
Die monomanisch auf Karriere ausgerichte-
ten Persönlichkeiten sind eher seltener ge-
worden. Der Arbeitgeber muss heute ent-
sprechend sehr viel stärker als früher auch 
die Familie und das persönliche Umfeld sei-
ner Beschäftigten im Blick haben und mitbe-
denken.

Was können Unternehmen tun, um im Markt 
erfolgreich zu sein, sich aber gleichzeitig 
verantwortungsbewusst gegenüber der Um-
welt zu verhalten?

Nachhaltigkeit, also die Balance von Ökolo-
gie, Ökonomie und Sozialem, muss ein beleg-
bares Unternehmensprinzip sein, das trans-
parent und offensiv kommuniziert wird. 

Gerade in Wohlstandsländern wie Deutsch-
land wollen die Kunden auch zunehmend bei 
einem „guten“ Unternehmen einkaufen. Je 
mehr die Klima- und Umweltproblematik und 
die Thematik der Umweltflüchtlinge medial 
präsent wird, desto wichtiger wird es werden, 
die eigene Unternehmensmarke mit dem At-
tribut Nachhaltigkeit zu verbinden.

Senckenberg-Forscherinnen und -Forscher 
untersuchen auch die Rolle der Vielfalt des 
Lebens – der Biodiversität – auf der Erde. 
Warum ist dies so wichtig? 

Wir sind uns dessen nicht bewusst, aber es 
sind enorme volkswirtschaftliche Werte, die 
uns gegenwärtig aus der Biodiversität zuflie-
ßen. Jüngste Berechnungen gehen davon aus, 
dass diese „Ökosystemdienstleistungen“ 2011 
einen Wert zwischen 125 und 145 Billionen 
US-Dollar hatten. Als Folge der weltweit zu-
nehmenden Naturraumzerstörung, die zu ei-
nem wahrlich dramatischen Artenverlust 
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führt, gehen auch die Ökosystemdienstleis-
tungen zurück. Diese Thematik findet inzwi-
schen auch zunehmend Eingang in die inter-
nationalen Medien. In der öffentlichen 
Wahrnehmung steht sie allerdings noch weit 
hinter der Klimaproblematik zurück, obgleich 
ihr langfristiges Gefährdungspotential erheb-
lich größer ist als das des Klimawandels. 

Kann es Ihrer Einschätzung nach ein Wirt-
schaften geben, das sich in den Grenzen 
ökologischer Nachhaltigkeit bewegt? 

Ich bin nicht nur überzeugt davon, dass dies 
möglich, sondern auch davon, dass dies 
überlebensnotwendig ist. Nachhaltigkeit in 
ihren drei Dimensionen Gesellschaft, Ökono-
mie und Ökologie ist also nicht  ein „Nice-to-
have“, sondern ein „Must-have“. Bisher haben 
wir insbesondere Fortschritte im Bereich der 
sozialen Dimension der Nachhaltigkeit ge-
macht, wie etwa der Zwischenbericht über 
die Erreichung der „UN Millennium Develop-

ment Goals“ belegt. So sind z.B. seit dem Jahr 
2000 weltweit die extreme Armut und die 
Kindersterblichkeit deutlich zurückgegangen, 
der Zugang zu sauberem Trinkwasser hat sich 
wesentlich verbessert. Nun ist es aber auch 
an der Zeit, sich weltweit verstärkt um die 
ökologische Dimension der Nachhaltigkeit zu 
kümmern, denn die negativen Auswirkungen 
des anthropogenen Klimawandels und insbe-
sondere des Biodiversitätsverlustes machen 
sich zunehmend bemerkbar und zwingen 
zum Handeln.

 Es wird viel über das Schlagwort „grünes 
Wachstum“ diskutiert. Was versteht man 
darunter, und was kann „grünes Wachstum“ 
leisten?

Es gibt eine klassische Diskussion, ob Nach-
haltigkeit in Verbindung mit Wachstum, also 
„grünes Wachstum“, überhaupt erreichbar ist. 
Als Geowissenschaftler, der die jahrmillio-
nenlangen Zeiträume überblickt und sich 

auch intensiver mit der (biologischen und 
kulturellen) Evolution des Menschen befasst 
hat, kann ich sagen, dass es Nachhaltigkeit 
ohne Wachstum gar nicht geben kann: Wir 
sind auf grünes Wachstum angewiesen. Das 
grüne Wachstum impliziert aber auch ein an-
deres Verständnis von Wachstum, das sich 
eben nicht nur auf Quantität, sondern auch 
auf Qualität, Lebensqualität, Prozesseffizienz 
und vieles andere mehr beziehen muss.

Sie geben Unternehmen die Möglichkeit, 
Ihre Arbeit als Sponsoren zu unterstützen. 
Ist das für diese Firmen nicht reines „Green-
washing“, oder wie sieht eine solche Koope-
rationsmöglichkeit aus?

„Greenwashing“ als Sponsoringkonzept leh-
nen wir grundsätzlich ab. Ich behaupte auch, 
dass der Versuch des Greenwashings den Fir-
men keine nachhaltigen Vorteile bringt, da 
die Kunden dies allzu leicht als „Betrugsver-
such“ durchschauen. Für uns macht eine 

Sponsoringkooperation nur mit denjenigen 
Unternehmen und Einrichtungen Sinn, die 
sich nachweisbar um Nachhaltigkeit bemü-
hen und mit denen es inhaltliche Gemein-
samkeiten im Bereich Natur, Naturforschung 
und Naturvermittlung gibt.

Professor Dr. Dr. h.c. Volker Mosbrugger ist General-
direktor der Senckenberg Gesellschaft für Naturfor-
schung, Wissenschaftlicher Koordinator des  LOEWE 
Biodiversitäts- und Klima-Forschungs zentrums BiK-F 
und hat den Lehrstuhl für Paläon tologie und Histori-
sche Geologie an der Goethe-Universität Frankfurt 
am Main inne.
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Die Zukunft der Menschheit wird sich in 
den Städten entscheiden“, hat der frühere 

UN-Generalsekretär Kofi Annan einmal ge-
sagt. Vielleicht war das aber auch immer 
schon so, seit es menschliche Hochkulturen 
gibt: Menschheitsgeschichte ist zu einem gu-
ten Teil Geschichte von Menschen in Städten. 
Städte als Orte maximaler Konzentration ha-
ben über die Zeiten hinweg gleichermaßen 
fasziniert wie provoziert: Konzentration von 
Macht, Reichtum, Bildung und Kreativität auf 
der einen Seite, von Armut, Kriminalität, sozi-
alen Problemen und Ressourcenhunger auf 
der anderen. Städte gleichen nicht aus, son-
dern polarisieren – das ist sowohl Schlüssel 
ihres Erfolgs als auch Ausdruck ihrer Ambi-
valenz.

Zu prognostizieren, dass dies auch in der Zu-
kunft so sein wird, ist nicht schwer. Die glo-
balen Trends der vergangenen Jahrzehnte 
sprechen eine klare Sprache: Der Anteil der in 
Städten lebenden Bevölkerung wächst und 
wächst. Die Zukunftsforscher sind sich einig: 
Der Stadt gehört die Zukunft. 

Aber schon an dieser Stelle möchte ich den 
Wein der vollmundigen Prognosen mit Was-
ser verdünnen. Wir wissen keineswegs so viel 
über die Zukunft, wie uns das manchmal 
eingeredet wird. 

Dass wir gegenwärtig klare Trends zur Ver-
dichtung der Städte und zur weltweiten Ur-
banisierung und Megaurbanisierung haben, 
bedeutet nicht, dass diese Trends über Jahr-
zehnte so bleiben werden. Nur ein Beispiel aus 

der Vergangenheit: In den siebziger Jahren 
war die „Entleerung der Städte“, die Flucht aus 
der Stadt in das Häuschen im Grünen ein gro-
ßes Thema in Deutschland. Das Ausbluten der 
Städte wurde beklagt, gerade die Kreativen 
und Bildungsbürger würden die Städte verlas-
sen, nur das Proletariat und die Alten zurück-
bleiben. Und dies waren keine Hirngespinste 
von Sorgenfetischisten und Bedenkenträgern, 
sondern diese Prognosen hatten die damalige 
Realität auf ihrer Seite. Stadtflucht war ein re-
aler, kein eingebildeter Trend. Dennoch ist es 
anders gekommen.

Auch andere Zukunftserwartungen sind 
nicht eingetreten. So wurde erwartet, dass 
das Internet die Abkopplung der ländlichen 
Peripherie von den urbanen Zentren auflösen 
werde – schließlich hätten doch über das In-
ternet, und heute würde man die mobilen 
Technologien hinzunehmen, alle Zugang zu 
den globalen Informationsquellen und zu al-
len Partizipationsmöglichkeiten, unabhängig 
vom Wohnort. Diesen Effekt gibt es zwar in 
der Tat – aber scheinbar gibt es andere, wirk-

Städte sind für Menschen da 
Weg von der Propheten- hin zur Gestaltungsperspektive

Von Prof. Dr. Armin Grunwald
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mächtigere Effekte. Die physische Konzen-
tration von Menschen in der verdichteten 
Stadt von heute hat eine Attraktivität, die 
deutlich stärker ist als die raumauflösende 
Kraft des Internets.

Die Botschaft der beiden Beispiele ist klar: Man 
darf aktuelle Trends nicht überschätzen. Selbst 
wenn zurzeit die Urbanisierung mit aller Macht 
läuft, ist das bloß ein Trend, aber kein Naturge-
setz – und Trends können sich ändern.

Nun soll hier ja speziell vom Menschen in der 
Stadt der Zukunft die Rede sein. Ein schönes 
Thema, und es ist erfreulich, dass es themati-
siert wird. Das war nicht immer so. Man den-
ke nur an die berühmt-berüchtigte „autoge-

rechte Stadt“, ein Leitbild der 
Wirtschaftswunderzeit. Nicht der Mensch, 
sondern das Auto stand im Mittelpunkt der 
damaligen Stadt der Zukunft. Oder an die an 
Käfighaltung bei Hühnern erinnernde Archi-
tektur von Massensiedlungen in Beton. Der 
Mensch wird in so manchen Leitbildern und 
Planungen der vergangenen Jahrzehnte zu 
einer Randfigur in den Städten. Städte wur-
den teils als funktionale Infrastrukturen an-
gesehen und geplant, in denen den Men-
schen nur bestimmte Rollen zugewiesen 
wurden. Überspitzt gesagt, wurden Men-
schen zu einer Art von „Endgeräten“ einer 
systemischen Infrastruktur degeneriert. 

Gegenbewegungen sind nicht ausgeblieben. 
Gemäß dem bekannten Hölderlin-Wort „Wo 
Gefahr ist, wächst das Rettende auch“ er-
wachte neuer Bürgersinn, ließen Bürger/in-
nen sich nicht verplanen, sondern bean-
spruchten Mitwirkungsrechte und 
engagierten und engagieren sich z.B. für eine 
„nachhaltige Urbanität“. Diese Beobachtung 
von Bewegung und Gegenbewegung er-
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scheint mir symptomatisch – und sie passt 
zu der oben geäußerten Kritik an zu viel Pro-
phetie.

Nehmen wir an, wie oben angedeutet, dass 
wir die Stadt der Zukunft nicht kennen. Seien 
wir misstrauisch gegenüber den Trend- und 
Zukunftsforschern, die glauben, alles heute 
schon zu wissen. Sehen wir die Entwicklung 
der Stadt von morgen nicht als etwas an, 
was auf uns wie ein Schicksal oder Naturge-
setz zukommt, sondern als etwas, das wir 
mitgestalten können. Dann stellt sich die 
Frage nach der Rolle des Menschen in der 
Stadt der Zukunft anders dar – nicht länger 
wie die im Orakel von Delphi oder bei Richard 
Wagner, wo es in der Götterdämmerung bei 
den Nornen heißt: „Weißt Du, wie das wird?“. 

Sondern wir drehen die Frage um: Wie stel-
len wir uns den Menschen – also: uns! – in 
der Stadt der Zukunft vor, welche Erwartun-
gen und Befürchtungen haben wir, und was 
können wir tun, damit die Erwartungen sich 
erfüllen und die Befürchtungen nicht eintre-
ten? Das ist eine Gestaltungs- und keine 
Prophetenperspektive. In dieser Perspektive 

schieben wir die Entwicklung der Stadt der 
Zukunft nicht auf Eigendynamiken, dunkle 
und naturgesetzartige Kräfte, die uns zwar 
Prognosen erlauben, aber ansonsten nur An-
passung an das anbieten, was angeblich so-
wieso kommt. Stattdessen nehmen wir uns 
selbst in die Pflicht und übernehmen Verant-
wortung für die Stadt der Zukunft und die 

Rolle des Menschen darin. In dieser Perspek-
tive sollten wir nach Spannungsfeldern fra-
gen, nach problematischen Trends, aber auch 
nach Chancen und neuen Möglichkeiten – 
also nach Bewegungen und Gegenbewegun-
gen, nach Wünschen und Visionen. Wir soll-
ten die Optionen ausloten, wie die Stadt der 
Zukunft aussehen kann oder auch aussehen 
soll (nebenbei: der Singular ist ziemlich irre-
führend, da von einer großen Pluralität bei 
den Städten der Zukunft auszugehen ist). 
Und wir sollten dann nicht fragen, wie sich 
der Mensch darin ausnehmen wird, sondern 
wie wir wollen und anstreben, dass sich die 
Rolle des Menschen darin entwickelt. Es ist 
eine Trivialität, die aber dennoch vielfach 
vergessen wird: Die Städte sind für die Men-
schen da, nicht die Menschen für die Städte.
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Damit möchte ich zu den Fragen kommen, 
die bei der Gestaltung der Stadt von morgen 
und der Rolle des Menschen darin wesentlich 
sind – bzw. die ich dafür für wesentlich halte:

// Die Frage nach dem Verhältnis des Stadt-
bewohners zur Natur: Stadt und Natur gelten 
als Gegensätze, die Stadt geradezu als Ge-
gennatur. Es gibt aber Gegenbewegungen, 
z.B. das „Urban Gardening“. Ist damit nur ge-
meint, ein Stück Landromantik in die Stadt 
zu holen, oder deutet sich hier ein neues Na-
turbewusstsein von Stadtbewohnern an?

// Die Frage der Nachhaltigkeit: Städte ha-
ben Ressourcenhunger und setzen zu sei-
ner Befriedigung massive Stoffströme von 
Wasser, Nahrungsmitteln, Energierohstof-
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fen und Materialien in Gang, alles auf Kos-
ten des Umlandes. Wie können beständige 
und gerechte Verhältnisse von Stadt und 
Umland geschaffen werden, vor allem in 
den Megacitys?

// Die Frage von Exklusion und Inklusion: 
Wer hat Zugang zu den Ressourcen der 
Stadt, und wer ist ausgeschlossen? Welche 
Art von Governance kann die bestmögliche 
Inklusion ermöglichen? Welche Partizipati-
onsmethoden können dem Menschen in der 
Stadt der Zukunft demokratische Teilhabe er-
lauben? Wie werden Freiheit und Autorität 
ausbalanciert? 

// Die Frage der Urbanität: Die europäische 
Stadtgeschichte hat urbane Visionen  hervor-
gebracht – Athen, Siena und Florenz stehen 
für bestimmte Modelle des menschlichen 
Miteinanders in einem kulturellen Kollektiv. 
Urbanität ist mehr als Leben in einer städti-
schen Agglomeration. Wo bleiben diese Visi-
onen der Stadt und der Menschen in der 
Stadt in den Planungen für die Zukunft?

// Die Frage der Vielfalt: Städte der Zukunft 
werden, wie die Städte der Gegenwart, von 
einer extremen Vielfalt gekennzeichnet sein: 
Skandinavische Städte, Luxusstädte am Persi-
schen Golf, südamerikanische Städte voller 
Gegensätze, das lebendige Chaos vieler afri-
kanischer Städte, autoritär geführte südost-
asiatische Städte – die Vielfalt zeigt die Kon-
textabhängigkeit von Gestaltungsoptionen: 
Es geht nicht um den Menschen in der Stadt 
der Zukunft, sondern um eine große Vielfalt.

// Die Frage nach dem Verhältnis von 
Mensch und Technik: Nicht erst seit dem 
Film Metropolis von Fritz Lang (1926) prägt 
diese Frage das Bild des Menschen in der 
modernen Stadt. Insbesondere Infrastruktu-
ren sind ein zentrales Thema. Sie durchzie-
hen die Städte und prägen ihren Lebens-
rhythmus. Ob der Mensch hier als Gestalter 
auftritt und Infrastrukturen an den Maßstä-
ben  menschlicher Bedürfnisse ausrichtet, 
oder ob Menschen zur Anpassung an Infra-
strukturen genötigt werden, die nach tech-
nischen, ökonomischen oder politischen An-

forderungen entworfen werden, dürfte eine 
offene Frage sein.  

// Die Frage nach der Individualität des Men-
schen: Urbanisierung und Megaurbanisie-
rung fordern das Ideal der Individualität her-
aus. Wie weit kann dieses Ideal 
aufrechterhalten oder sogar ausgebaut und 
kann Tendenzen einer Kollektivierung des 
Menschen entgegengearbeitet werden? Dies 
betrifft insbesondere die Vernetzung durch 
digitale Technologien, die einerseits neue 
Wege eröffnet, Individualität zu wahren und 
individuelle Netze zu knüpfen, andererseits 
aber die Kollektivierung durch die Ausrich-
tung an digitalen Infrastrukturen fördert. 

Städte sind Orte der Widersprüche und ge-
nau darum auch Kristallisationspunkte der 
Kreativität und Orte des Experimentierens. 
Wie die Widersprüche aber aussehen werden, 
wie sie in den Entscheidungen über die zu-
künftige Entwicklung berücksichtigt und 
welche Kräfte sich durchsetzen werden, das 
ist nicht vorhersehbar, sondern bleibt einer-

seits abzuwarten, andererseits und vor allem 
mitzugestalten. Der Mensch in der Stadt der 
Zukunft ist kein Produkt von Naturgesetzen, 
sondern Ergebnis von Entwicklungen, die wir 
heute mitgestalten können.

Prof. Dr. Armin Grunwald ist Institutsleiter und  
Leiter des Büros für Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB) und Professor für Tech-
nikphilosophie am Institut für Philosophie des KIT.





GUT
WISSEN

ZU

54 //

Ausgabe 3-2014 // Gut zu wissen

Werkstatt N: Wettbewerb startet. Die 100 besten Nachhaltigkeitsprojekte 
zeichnet der Rat für nachhaltige Entwicklung dieses Jahr wieder mit dem 
Qualitätszeichen „Werkstatt N“ aus. Die Jury beurteilt dabei das Zusammen-
spiel ökologischer, ökonomischer und sozialer Nachhaltigkeitsaspekte. 
Ebenso fließen Ziel, Methode und  Originalität der Vorhaben in die Bewer-
tung ein. Der Wettbewerb richtet sich an Privatpersonen, gemeinnützige 
und öffentliche Organisationen, Kommunen und Unternehmen. 

Personalpolitik als Erfolgsfaktor. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
hat die Studie „Lebensphasenorientierte Personal-
politik“ veröffentlicht. Sie kommt zu dem Ergeb-
nis, dass sich eine Personalpolitik, die sich an den 
verschiedenen Lebensphasen der Mitarbeiter ori-
entiert, für die Unternehmen auszahlt: Sie sind 
innovativer, machen häufiger Gewinn und haben 
im Schnitt einen niedrigeren Krankenstand. Die 
Studie, die vom Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) erstellt und vom BMWi gefördert wur-
de, zeigt, dass die Ausrichtung der Personalarbeit 
auf Demographiefestigkeit Chancen bietet, Mitar-
beiter zielgerichteter zu motivieren.

Förderung beruflicher Mobilität. 
Für das Sonderprogramm des Bundes 
zur „Förderung der beruflichen Mobi-
lität von ausbildungsinteressierten 
Jugendlichen aus Europa (MobiPro-
EU)“ sind Ende Juli die neuen Förder-
grundsätze  veröffentlicht worden. 
Das Sonderprogramm unterstützt seit 
Januar 2013 junge EU-Bürgerinnen 
und EU-Bürger bei der Aufnahme ei-
ner betrieblichen Berufsausbildung in 
Deutschland. Um den Prozess zukünf-
tig qualitativ und quantitativ besser 
steuern zu können, sind die Förder-
grundsätze überarbeitet und von In-
dividual- auf Projektförderung umge-
stellt worden.

Programm für Nachwuchswissen-
schaftler. Ein Forschungsaufenthalt 
im Ausland ist ein Pluspunkt für die 
wissenschaftliche Karriere. „P.R.I.M.E. 
– Postdoctoral Researchers Internati-
onal Mobility Experience“, ein neues 
Programm des Deutschen Akademi-
schen Austauschdienstes (DAAD), 
macht es Nachwuchswissenschaftle-
rinnen und -wissenschaftlern leichter, 
im Anschluss daran wieder nach 
Deutschland zurückzukehren. Statt 
eines Stipendiums erhalten die Geför-
derten eine Stelle an einer deutschen 
Universität ihrer Wahl, an der sie nach 
einem einjährigen Forschungsaufent-
halt im Ausland ihre Arbeit fortfüh-
ren. Finanziert wird P.R.I.M.E aus Mit-
teln des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung und des EU-
Programms COFUND (Marie-Curie-
Maßnahmen). 
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Frauenanteil in der Wissenschaft steigt. Im Jahr 2012 standen 43.900 Professoren nur 
9.000 Professorinnen gegenüber. „Somit waren 20 Prozent der Professorenstellen an deut-
schen Hochschulen mit Frauen besetzt. Ein Zehnjahresvergleich der Strukturen zeigt aller-
dings eine deutliche Veränderung zugunsten der Frauen. Im Jahr 2002 hatte der Anteil ledig-
lich 12 Prozent betragen“, gab Roderich Egeler, Präsident des Statistischen Bundesamtes 
(Destatis), jetzt bekannt. Insgesamt zeigt sich an deutschen Hochschulen mit steigendem 
Qualifikationsniveau eine kontinuierliche Abnahme des Frauenanteils. Während etwa die 
Hälfte der Studenten zu Beginn und beim Abschluss des Studiums 2012 weiblich waren, be-
trug der Anteil der Frauen bei Promotionen nur noch 45 Prozent und bei Habilitationen 27 
Prozent. Nicht nur an Hochschulen sind höhere Positionen selten mit Frauen besetzt: Auch in 
Unternehmen und in der öffentlichen Verwaltung sind Frauen in Führungspositionen unter-
repräsentiert. Ihr Anteil lag im Jahr 2012 bei nur 29 Prozent.

Elektrofahrzeuge machen Carsharing attraktiver. In-
novative Carsharingkonzepte und Elektromobilität stel-
len eine sinnvolle Kombination für mehr Klimaschutz 
dar. Die ersten Auswertungen großangelegter Nutzerbe-
fragungen zeigen, dass Elektrofahrzeuge das Carsharing 
attraktiver machen. Gleichzeitig entwickelt sich Carsha-
ring zu einem Wegbereiter für Elektromobilität im Stadt-
verkehr. Diese Ergebnisse zum Mobilitätsverhalten der 
Nutzerinnen und Nutzer wurden auf der Halbzeitkonfe-
renz zur Nutzung von E-Carsharing-Systemen am 
 Beispiel von car2go, DriveNow und Flinkster in Berlin 
vorgestellt. Im Rahmen des Elektromobilität-Förderpro-
gramms „Erneuerbar mobil“ hat das Bundesumweltmi-
nisterium die beiden Vorhaben WiMobil (mit rund 1,86 
Millionen Euro) und share (mit knapp 900.000 Euro) 
 gefördert. 

Europäischer Forschungsraum. Das Kabinett hat die Strategie der Bundesregierung zum Europäischen Forschungsraum (EFR) beschlossen. Damit 
legt Deutschland als erstes EU-Mitgliedsland eine eigene Strategie zur weiteren Gestaltung der europäischen Forschungspolitik vor. Analog zu den 
Grundfreiheiten des Binnenmarktes ermöglicht der europäische Forschungsraum Freizügigkeit für Forscherinnen und Forscher und den freien Aus-
tausch wissenschaftlicher Erkenntnisse und Technologien. Die Europäische Union produziert nahezu 30 Prozent des weltweiten Wissens – mit ei-
nem Anteil an der Weltbevölkerung von circa 7 Prozent. Damit ist Europa gut aufgestellt, um seine Zukunftsfähigkeit zu sichern. Der globale Wis-
sens- und Innovationswettbewerb verschärft sich jedoch zunehmend: Insbesondere in Asien werden Innovationskapazitäten und bedeutende 
wissenschaftliche und technologische Zentren mit großer Dynamik ausgebaut. Ein gemeinsamer Forschungsraum bündelt die Forschungskapazitä-
ten in Europa und schafft damit ein Gegengewicht zur Konkurrenz aus Asien und den USA – eröffnet aber auch neue Kooperationschancen. Die 
Strategie der Bundesregierung zum Europäischen Forschungsraum umfasst neben politischen Leitlinien und Zielen auch eine nationale Roadmap 
mit konkreten Maßnahmen.



56 //

Ausgabe 3-2014 // Facts & Figures

FACTS & FIGURESFACTS & FIGURES
// Verantwortung in Unternehmen  

ist häufig noch Stückwerk
2014 Studie (Bertelsmann Stiftung)

Deutsche Unternehmen haben noch er-
heblichen Nachholbedarf dabei, ihre  gesell-
schaftliche Verantwortung strategisch und 
praktisch umzusetzen. In 73 Prozent der Un-
ternehmen befürworten zwar Vorstand und 
Geschäftsführung Aktivitäten, mit denen sie 
gesellschaftliche Verantwortung wahrneh-
men. Allerdings integrieren lediglich 39 Pro-
zent der Firmen Corporate-Responsibility-
Maßnahmen in ihre Geschäftsprozesse und 
Wertschöpfungsketten. Dies geht aus dem 
erstmals aufgelegten CRI Index der Bertels-
mann Stiftung hervor.

Der Index bewertet nicht nur, wie verant-
wortlich Unternehmen handeln, sondern 
fragt erstmals auch danach, wie diese Ver-
antwortung unternehmensintern verankert, 
gelebt und umgesetzt wird. Während in vie-
len Unternehmen die „gesellschaftliche Ver-
antwortung“ oftmals nur fragmentarisch ge-

lebt wird, ist sie in 10 Prozent der 
untersuchten Betriebe nahezu überall Be-
standteil der Gesamtstrategie. Was die Bes-
ten auszeichnet: Das Topmanagement trägt 
diese Strategie, CR ist Aufgabe hoher Lei-
tungsfunktionen, eine Wertekultur ist in allen 
Unternehmensbereichen erkennbar, CR-Ziele 
sind klar definiert, und die Zielerreichung 
wird gemessen. 

Die Motive für CR-Aktivitäten sind in ers-
ter Linie von wirtschaftlichen Interessen ge-
prägt. Im Vordergrund stehen die Zufrieden-
heit von Kunden und Mitarbeitern und damit 
die Erschließung von Absatz- und Arbeits-
märkten. Weitere Gründe sind, sich von der 
Konkurrenz abzuheben und das eigene Image 
zu verbessern. 62 Prozent der Unternehmen 
halten CR für wichtig oder sehr wichtig für 
den betriebswirtschaftlichen Erfolg und für 
strategisch bedeutsam. 

Vor allem die Kunden üben deutlichen 
Druck aus auf die Unternehmen im produzie-
renden Gewerbe, bei Konsumgütern und im 

Bereich Transport und Logistik. In der Finanz-
branche steigt vor allem der Druck der Inves-
toren, gesellschaftlich verantwortlich zu 
handeln.

// „Nachhaltige Entwicklung  
in Deutschland“ 
April 2014 Bericht (Statistisches Bundesamt)

Das Statistische Bundesamt hat seinen 
fünften Bericht zur „Nachhaltigen Entwick-
lung in Deutschland“ vorgelegt. Er unter-
sucht fern der Tagesaktualität die Indikatoren 
der Nachhaltigkeitsstrategie und ihre Ent-
wicklung. Zur Umsetzung der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie hat die Bundesre-
gierung Indikatoren und Ziele einer nachhal-
tigen Entwicklung in Deutschland festgelegt. 
Alle zwei Jahre analysiert das Statistische 
Bundesamt (Destatis) die Entwicklung an-

hand von 21 Kriterien und 38 Indikatoren. Sie 
umfassen sowohl Umweltschutzaspekte als 
auch Nachhaltigkeit in Wirtschaft und Ge-
sellschaft.

Gut sieht es den Statistikern zufolge aus 
bei Klimaschutz und erneuerbaren Energien, 
auch bei Bildung, Kriminalität und der Er-
werbstätigenquote bei Älteren werde das 
Entwicklungsziel voraussichtlich erreicht. Das 
ist bei insgesamt 19 Indikatoren der Fall. Bei 
elf Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie 
ginge zwar die Entwicklung in die richtige 
Richtung – jedoch seien die Veränderungen 
zu schwach, um die gesetzten Ziele in der 
vorgegebenen Zeit zu erreichen. Dies gelte 
zum Beispiel für die Schadstoffbelastung der 
Luft oder die Integration.

Bei acht Indikatoren sieht es den Berech-
nungen der Statistiker nach schlecht aus: Der 
Güterverkehr auf der Schiene ist weit von 
den Zielen entfernt, ebenso die Binnenschiff-
fahrt. Schlechter denn je steht es um die Ar-
tenvielfalt in Deutschland. Der Bericht 2014 
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„Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ ist 
beim Statistischen Bundesamt erhältlich.

// Deutschland 2030 –  
Die Arbeitsplätze der Zukunft
Juni 2014 Studie (PWC / HWWI)

Die Erwerbstätigenquote wird sich auch in 
Zukunft in Deutschland regional sehr unter-
schiedlich entwickeln. Vor allem in den Me-
tropolregionen im Westen, im Großraum 
Berlin und im westlichen Niedersachsen wer-
den bis 2030 neue Arbeitsplätze entstehen. 
In den strukturschwachen ländlichen Regio-
nen und in großen Teilen der neuen Bundes-
länder aber stehen schmerzhafte Anpassun-
gen bevor. 

Der demographische Wandel wird in den 
nächsten 16 Jahren dazu führen, dass die 

Anzahl der Deutschen im erwerbsfähigen Al-
ter drastisch schrumpft. Um die hervorragen-
den Wachstumsperspektiven Deutschlands 
trotzdem zu realisieren, müssen die wirt-
schaftlich dynamischen Regionen ihr Wachs-
tum noch aktiver managen als bisher. Neben 
steigenden Mieten und dem Ausbau der In-
frastruktur liegt die Herausforderung für sie 
vor allem in der Aus- und Weiterbildung der 
Fachkräfte. 

Regionen, denen diese Studie den Verlust 
von Arbeitsplätzen voraussagt, sollten sich 
bereits heute darauf einstellen, intelligent zu 
schrumpfen. Die Alterung der Gesellschaft 
kann nicht verhindert oder gar umgekehrt 
werden. Wer sich aber alleine darauf konzen-
triert, den Status quo zu erhalten, dem wer-
den die Mittel für entscheidende Investitio-
nen in die Zukunft fehlen.

// Nachhaltigkeit in der Unternehmens-
führung – eine Bestandsaufnahme 
2014 Studie (oekom research)

Das Thema Nachhaltigkeit blieb im vergan-
genen Jahr auf der politischen und wirt-
schaftlichen Ebene eher wenig beachtet. Dies 
hat auch damit zu tun, dass es auf interna-
tionaler und nationaler Ebene kaum Impulse 
gab. So waren die Ergebnisse der Klimakonfe-
renz von Warschau wenig dafür geeignet, 
dieses zentrale Umwelt- und damit Nachhal-
tigkeitsthema auf die öffentliche Agenda zu 
hieven. In Deutschland stand die Bundes-
tagswahl auf dem Plan, doch im Wahlkampf 
spielten Umweltgesichtspunkte sogar bei den 
Grünen kaum eine Rolle. Einzig die Energie-
wende war in der Diskussion. 

Wo es beim Thema Nachhaltigkeit Fort-
schritte gab und wo nach wie vor Defizite be-
stehen, dokumentiert die oekom Corporate 
Responsibility Review 2014. Insgesamt analy-
siert und bewertet oekom research mehr als 
3.000 Unternehmen. Ziel des Best-in-Class-

Ratings ist es, die Nachhaltigkeitsleistungen 
der Unternehmen umfassend zu bewerten 
und innerhalb der einzelnen Branchen die Un-
ternehmen zu identifizieren, die sich beson-
ders für eine nachhaltige Entwicklung enga-
gieren. Dazu werden die Unternehmen auf 
Basis einer Vielzahl von Kriterien bewertet.

Beim Vergleich der Branchen stehen die Her-
steller von Haushaltsprodukten auf Platz 1, ge-
folgt von der Autoindustrie. Bei den Ländern er-
reicht Finnland die höchste Bewertung. Fast zwei 
Drittel (64,3 Prozent) der analysierten Unterneh-
men erfüllen hier die von oekom research defi-
nierten Mindestanforderungen an das Nachhal-
tigkeitsmanagement. Auf den weiteren Plätzen 
folgen Deutschland mit einer Quote von 58,3 
Prozent, Italien (50,0 Prozent) und die Niederlan-
de (40,7 Prozent). Deutlich geringer ist die Quali-
tät des unternehmerischen Nachhaltigkeitsma-
nagements in Nordamerika und Asien.
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